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Executive Summary

Dem Staat und offentlichen Unternehmen wird in der Debatte um gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen in FUhrungspositionen eine besondere Vorbildfunktion zugeschrieben. Eine chancenge-
rechte Besetzung von Spitzenpositionen ist fir die Zukunftsgestaltung des 6ffentlichen Sektors
zentral und ein Schllisselthema nachhaltiger Public Corporate Governance.

In Deutschland missen Kapitalgesellschaften, die borsennotiert oder gesetzlich mitbestimmt
sind, ZielgroRen fur den Frauenanteil auf der 2. und 3. FUhrungsebene festlegen (§ 76 AktG/
§ 36 GmbHG) und dartber berichten (§ 289f HGB). Diese ZielgréRen kdnnen flexibel festgelegt
werden und sind keine fixe Quote. Konzeptionell sind sie eine potenzialreiche Governance-Inno-
vation fur Personalentwicklung, Arbeitgeberattraktivitat und soziale Nachhaltigkeit und damit
keine unnotige Burokratie. In der Debatte um gesetzliche fixe Frauenquoten und dem Verzicht
auf Regulierung kénnen sie als praxisnaher Kompromiss betrachtet werden.

Die jahrlich erscheinende Flex-Gov-Studie untersucht als Langfristvorhaben die Berichterstattung
und Hohe von ZielgroRen zum Frauenanteil auf der 2. und 3. Flhrungsebene von o6ffentlichen
Unternehmen in Rechtsform einer Kapitalgesellschaft mit mehr als 500 Arbeitnehmenden der 5
grofiten Stadte je Bundesland sowie von Bund und Landern. Die Unternehmensgréfie entspricht
der gesetzlichen Schwelle fir die Drittelbeteiligung der Arbeitnehmenden im Aufsichtsrat von ge-
setzlich mitbestimmten Unternehmen. Die meisten Unternehmen im Sample sind berichtspflich-
tig; einzelne kdnnen von Ausnahmemaoglichkeiten Gebrauch machen.

Die Berichterstattung zu ZielgroRen steigt im aktuell untersuchbaren Geschéaftsjahr 2024 um
5,3 Prozentpunkte auf 67,0 %. Von den 203 analysierten Unternehmen veréffentlichen 33,0 %
keine ZielgroRen. In der Branche ,Energie-/Wasserversorgung & Stadtwerke® (88,9 %) liegt die
Offenlegungsquote deutlich hdher als in der Branche ,Krankenhaduser® (25,7 %). Das Branchen-
gefalle erklart sich teilweise Uber Berichtsausnahmen. Unabhangig von gesetzlichen Berichts-
pflichten sollten an groRRe o6ffentliche Unternehmen angesichts ihrer Verantwortung dieselben
Transparenzanforderungen bzgl. flexibler ZielgroRen erfillen. Politik und Unternehmensfihrun-
gen sind gefordert, die Erflllung der Anforderungen sicherzustellen bzw. Transparenz zu férdern.

Die Hohe der ZielgroRen fur die 2. und 3. FUhrungsebene steigt gegenuber dem Vorjahr im
Gesamtschnitt leicht um 0,4 Prozentpunkte auf 29,3 %. Rund ein Drittel setzt auf beiden Fh-
rungsebenen Zielgroflen unter der aktuellen Frauenreprasentation der jeweiligen Ebene. Die Ziel-
grélen fur die 3. Fihrungsebene sind 3,4 Prozentpunkte hdher als fir die 2. Flhrungsebene; in
den Branchen ,Abfall- & Abwasserentsorgung“ und ,Krankenhauser* sogar Uber 10 Prozent-
punkte. Demgegenuber liegen sie z. B. in der Branche ,Energie-/Wasserversorgung & Stadt-
werke“ deutlich néher beieinander (27,8 % bzw. 27,7 %). Die ZielgréRRe fur die 2. Fliihrungsebene
ist in der Branche ,Energie-/Wasserversorgung & Stadtwerke®, trotz des niedrigeren Frauenan-
teils in der Belegschaft, hoher als in der Branche ,Krankenhauser® (24,2 %). Zwischen und inner-
halb der Branchen bestehen gravierende Unterschiede im Umgang mit Zielgréfen. Insgesamt
bleiben die Zielgrofien deutlich hinter den in Gesetzesbegrindungen formulierten Zielen zurick.

Angesichts der Studienergebnisse sind verstarkte ,Kulturarbeit* und Personalentwicklung zentral.
Eine softwarebasierte HR-IT-Governance sollte Informationen zu Frauenanteilen, Zielgré3en und
Schlusselqualifikationen bereitstellen. Weiter sollte jede Gebietskérperschaft zeitnah die Anfor-
derungen nach § 76 AktG/§ 36 GmbHG und § 289f HGB als Empfehlung in ihren Public Corporate
Governance Kodex aufnehmen. Diese bieten verbindliche Auseinandersetzung mit Gestaltungs-
freiheit, fordern die Gesetzeseinhaltung und kénnen Regelungen auf andere grof3e Offentliche
Unternehmen Ubertragen. Kontinuierliche Vergleichsanalysen sind weiter zentral fiir die besten
Talente in Flhrungspositionen. Die Studie bietet Unternehmen, Politik, Verwaltung, Beratung,
Hochschullehre, Schulen, Medien und der interessierten Offentlichkeit ein relevantes empirisches
Fundament zur Diskussion und Gestaltung.



Vorworte

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

offentliche Unternehmen besitzen fur die nachhaltige Daseinsvorsorge, staatliche Handlungsfa-
higkeit und das Vertrauen in unser demokratisches Gemeinwesen besondere Relevanz. Fur die
Zukunftsfahigkeit des o6ffentlichen Sektors missen sie fachlich und charakterlich hervorragende
Talente gewinnen, entwickeln und binden! Eine chancengerechte Besetzung von Fuhrungsposi-
tionen ist ein Kernthema guter Public Corporate Governance. Die vorliegende Studie analysiert
die Ziele fur den Frauenanteil im Talentpool auf der 2. und 3. Fuhrungsebene. Die Wichtigkeit
hierfir wird auch durch die geringe Reprasentation von Frauen auf der 1. Ebene gezeigt
(vgl. FIT-Public Management-Studie 2026).

Flexible Zielgrofen sind eine relevante Governance-Innovation fur Personalentwicklung, Arbeit-
geberattraktivitdt und soziale Nachhaltigkeit. Sie sind keine fixen Quoten, sondern erméglichen
eine situationsgerechte Ausgestaltung. Richtig gemacht sind sie ein wertvoller Organisationsent-
wicklungsbeitrag und keine unndétige Burokratie. In der Kontroverse um gesetzliche fixe Frauen-
quoten und keiner Regulierung kénnen sie als praxisorientierter Kompromiss betrachtet werden.

In einem grofReren Kontext geht es in der Diskussion um staatliche Handlungsfahigkeit um die
Frage, wie moderne Gesellschaften mit einer Kombination von flexibler Selbstregulierung mit ver-
pflichtender Berichterstattung gesellschaftlich erwlinschte Veranderungen erreichen konnen.
Hybride Regulierung verbindet staatliche Vorgaben mit organisationaler Eigenverantwortung.

Mit Blick auf die Ergebnisse sind verschiedene Stellen und Personen in der Politik und auf Unter-
nehmensebene in der Verantwortung, noch mehr Transparenz tber flexible Zielgréfken zu schaf-
fen. Die — orientiert an den in Politik und Gesellschaft vielfach formulierten Zielen — nach wie vor
niedrigen Zielgroflen sowie die gravierenden Unterschiede im Umgang im Unternehmensver-
gleich unterstreichen die Grofe der Herausforderungen und die wahrgenommenen Schwierigkei-
ten zur Formulierung von ambitionierten Zielen.

Mit Blick auf die Befunde braucht es kontinuierliche ,Kulturarbeit und weitere Manahmen zur
Starkung der Personalentwicklung in den Unternehmen. Weiterhin ist ein Public Corporate Gover-
nance Kodex (PCGK) auch fur den Umgang mit Zielgré3en besonders chancenreich! Nach ein-
schlagigen Studien kénnen PCGKs die Einhaltung von gesetzlichen Vorschriften férdern, Anfor-
derungen préazisieren und ermdglichen auch die Ubertragung von Anforderungen auf grof3e nicht
der Arbeitnehmermitbestimmung unterliegender 6ffentliche Unternehmen, Unternehmen in 6f-
fentlicher Rechtsform und grof3en Unternehmen mit weniger als 500 Arbeitnehmenden. Wichtig
ist weiter auch: Eine Beteiligungsrichtlinie ist kein Ersatz fur einen PCGK.

Fir die Weiterentwicklung in diesem Themenfeld ist das Zusammenwirken von Praxis und Wis-
senschaft von besonderer Bedeutung. Ich danke unseren Projektpartnern, der Anstalt flir kom-
munale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) und dem Zentrum fir Management- und Personal-
beratung Edmund Mastiaux & Partner (zfm), flr die Férderung der Studie und die Begleitung der
Diskussion in der Praxis. Wir hoffen, dass diese in Deutschland einzigartige Langfriststudie erneut
fundierte Impulse fir breite Diskussionen und weitere Reformentwicklungen liefern kann.

Prof. Dr. Ulf Papenful
Lehrstuhl fir Public Management & Public Policy, Zeppelin Universitat, Friedrichshafen



Liebe Leserinnen und Leser,

offentliche Unternehmen tragen eine besondere Verantwortung — fur die nachhaltige Daseinsvor-
sorge, fur Vertrauen in staatliches Handeln und flir eine moderne, chancengerechte Organisati-
onskultur. Gerade in Zeiten des Fach- und Flhrungskraftemangels entscheidet die Fahigkeit,
Talente zu gewinnen, zu entwickeln und langfristig zu binden, zunehmend Uber Zukunftsfahigkeit
und Innovationskraft.

Die Ergebnisse der aktuellen Flex-Gov-Studie zeigen, dass beim Thema flexible ZielgroRen fir
den Frauenanteil auf den 2. und 3. Fuhrungsebenen Fortschritte erkennbar sind, gleichzeitig
jedoch weiterhin deutlicher Entwicklungsbedarf besteht. Noch immer bleiben Unternehmen bei
deren Ausgestaltung wenig ambitioniert. Umso wichtiger ist es, dass Public Corporate Gover-
nance nicht nur als formale Anforderung verstanden wird, sondern als gelebter Bestandteil ver-
antwortungsvoller Unternehmensfiihrung.

Fur die AKDB ist dies ein zentraler Anspruch unseres Handelns. Unser Public Corporate Gover-
nance Kodex ist deshalb nicht lediglich ein Regelwerk, sondern ein verbindlicher Orientierungs-
rahmen auch fir diese konkrete Frage und damit flr die strategische Personalentwicklung.

Die im AKDB-PCGK verankerten Zielgrofden fur den Frauenanteil auf den beiden Fuhrungsebe-
nen unterhalb des Vorstands sind flr uns Ausdruck dieser Verantwortung. Ende 2025 lag der
Frauenanteil in diesen beiden Fiuhrungsebenen bei 37,5 %. Unser Ziel bleibt ein Frauenanteil in
diesem Bereich von 40 %. Mit unserem Zielwert verfolgen wir bewusst einen sehr ambitionierten
Anspruch, der deutlich Uber dem aktuell in der Studie ausgewiesenen durchschnittlichen Zielwert
von 29,3 % liegt. Kontinuierlich gehen wir unseren eingeschlagenen Weg, die Vielfalt in Fuh-
rungspositionen nachhaltig zu steigern, weiter.

Besonders wichtig ist uns dabei, dass die Prinzipien guter Governance konzernweit gelebt wer-
den. Deshalb betrachten wir auch die Entwicklung unserer Tochterunternehmen transparent und
setzen uns differenziert mit den jeweiligen strukturellen Rahmenbedingungen auseinander. Damit
sind wir ein moderner Arbeitgeber und bilden einen hohen Anteil unserer weiblichen Mitarbeiten-
den auch entsprechend in den Flhrungsetagen ab. Das stiftet Authentizitat und Glaubwurdigkeit,
nicht nur bei Bewerberinnen, sondern auch in unserem Unternehmen. Vielfalt darf nicht nur auf
Plakaten und Slogans stehen, sondern muss spurbar und erlebbar sein. Und das gelingt am bes-
ten mit der Umsetzung selbstgesteckter Ziele. Dabei kommt auch zum Ausdruck, dass wir eine
moderne und offene Kultur der Zusammenarbeit etabliert haben, in der Manner, Frauen und Per-
sonen aller Geschlechtsidentitaten erfolgreich sind und eine entsprechende Zukunftsperspektive
haben.

Gudrun Aschenbrenner
Mitglied des Vorstands der AKDB, Miinchen



Liebe Leserinnen und Leser,

l

wir bedanken uns flir das grof’e Engagement, den langen Atem zum Thema Frauen in Flhrungs-
positionen und den erbrachten wissenschaftlichen Mehrwert vom gesamten Lehrstuhl fir Public
Management & Public Policy und Herrn Prof. Dr. Ulf Papenfuls. Wir benétigen nach wie vor fun-
dierte empirische Studien, um diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe gemeinsam zu l6sen.

Als Personal- und Managementberatung verfolgen wir mit besonderem Augenmerk einerseits die
Entwicklung der Frauenreprasentation im Top-Management und andererseits von Frauen auf der
2. und 3. Ebene. Es ist uns ein besonderes Anliegen, die Flex-Gov-Studien zu begleiten und zu
fordern. Diese Zielgruppe ist der wesentliche Talentpool flr zuklinftige Managementpositionen.
Die systematische Nachfolgeplanung, die in vielen Organisationen noch zu wenig strategisch und
langfristig aufgestellt ist, ist ein wesentlicher Stellhebel, um Frauen gezielt zu fordern und an die
Organisationen zu binden.

Auch dieses Jahr liefert die Flex-Gov-Studie empirische Erkenntnisse zu den ZielgroRen fir Frau-
enanteile auf diesen Flhrungsebenen und zeigt sowohl Fortschritte als auch Handlungsbedarf
auf. Besonders deutlich wird: Flexible Zielgrof3en sind mehr als ein regulatorisches Instrument —
sie sind eine Governance-Innovation, die strategische Personalplanung und Talententwicklung
miteinander verknlpfen kann. Gleichzeitig offenbart die Studie weiterhin Transparenzdefizite und
ungenutzte Potenziale.

Im Geschaftsjahr 2024 stieg die Offenlegung von ZielgréRen leicht auf 67,0 % an, wahrend
33,0 % der Unternehmen weiterhin keine Zielgrolien veréffentlichten. Auch die durchschnittliche
Hoéhe der ZielgréRen liegt wieder lediglich um die 30,0 %, wobei ostdeutsche Unternehmen ten-
denziell hdhere Werte festlegen. Insgesamt bleiben die Unternehmen von den in den Gesetzes-
begrindungen und von der Politik formulierten Zielen weiter deutlich zurtick. Die Ergebnisse zei-
gen erneut, dass wir das Potenzial weiblicher Flihrungskrafte immer noch nicht ausreichend in
den offentlichen Unternehmen nutzen.

Chancengleichheit und gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in Flihrungspositionen bleibt ein
zentrales Anliegen offentlicher Unternehmen, insbesondere aus der gesellschaftlichen Vorbild-
funktion. Wir brauchen also weiterhin eine ,heitere Besessenheit’, um bei den stagnierenden
Zahlen nicht in eine Gleichgultigkeit zu verfallen. Neben Instrumenten wie ambitionierte flexible
Zielgréfen und PCGKs, sind weiterhin MaRnahmen zur gezielten Personalauswahl und -entwick-
lung unerlasslich. Wir bendtigen Organisationskulturen, in denen es selbstverstandlich ist, dass
Frauen zu gleichen Teilen und auf allen Ebenen in Fuhrung sind. In der aktuellen AllBright Studie
von 2026 wurde fur die 40 DAX-Unternehmen in Deutschland nach mehreren Jahren wieder ein
leichter Anstieg von Frauen in Top-Fuhrungspositionen festgestellt und prophezeit, dass wir bei
gleicher Anstiegsentwicklung noch mindestens acht Jahre bendtigen, um das Ziel von einer
gleichberechtigten Teilhabe zu erzielen. Wir bleiben als Personalberatung weiterhin mit einer hei-
teren Besessenheit am Thema Frauen in Flhrungspositionen dran und sollten uns insgesamt mit
den Geschaftsfihrungsorganen noch starker vom Mussen zum Wollen bewegen.

Stephanie Boeker
Senior Beraterin & Partnerin, zfm — Zentrum fir Management- und Personalberatung Edmund
Mastiaux & Partner, Bonn



1. Motivation und Bedarf der Studie

Chancengerechtigkeit und die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern in Fihrungs-
positionen offentlicher Unternehmen bleiben Schlusselthemen sozialer Nachhaltigkeit, gesell-
schaftlicher Verantwortung und nachhaltiger Public Corporate Governance. Die o6ffentliche
Debatte hat dabei nicht an Aktualitat verloren. Medienberichte greifen sowohl die Wirkung
gesetzlicher Vorgaben und systematischer Personalentwicklung als auch die weiterhin bestehen-
den Unterschiede und langsamen Fortschritte auf (u. a. Tagesschau 2024 und 2025, Siiddeut-
sche Zeitung 2026, Zeitung fur kommunale Wirtschaft 2025). Aktuelle Daten unterstreichen die
Relevanz: Im Jahr 2025 waren in Deutschland 30,3 % der FUhrungskrafte Frauen; im Durch-
schnitt der Europaischen Union lag der Anteil bei 35,9 % (Statistisches Bundesamt 2026a, Der
Spiegel 2026).

Offentlichen Unternehmen wird eine besondere Vorbildfunktion und Verantwortung bei der Ver-
wirklichung von Diversitats- und Nachhaltigkeitszielen sowie Chancengerechtigkeit zugeschrie-
ben (OECD 2025, Papenfuly/Schmidt 2026a/b, Vereinte Nationen 2020; siehe auch Gesetzesbe-
grindungen der Bundesregierung'). Eine anforderungsgerechte Besetzung von Flhrungspositi-
onen bleibt ein zentrales Element guter Public Corporate Governance bzw. Unternehmensfih-
rung (Papenfuld et al. 2026). Dabei gilt es, soziale Nachhaltigkeit und die Sicherstellung der
Daseinsvorsorge gemeinsam zu denken — mit dem Ziel, faire Zugange zu Fuhrung und gleichbe-
rechtigte Teilhabe zu ermdglichen und langfristig tragfahige Organisationen zu gestalten
(Liebing/Papenful® 2025, Papenful} et al. 2026).

Offentliche Unternehmen sind fiir eine nachhaltige Daseinsvorsorge und die sichere Versorgung
der Bevolkerung mit lebensnotwendigen Leistungen und kritischer Infrastruktur von zentraler
Bedeutung (Meier et al. 2024, OECD 2025, Papenful® 2023, Papenful et al. 2022¢c, ZEW 2023).
Vor dem Hintergrund multipler gesellschaftlicher Herausforderungen und sich tberlagernder Kri-
sen steht die offentliche Hand in Deutschland zunehmend vor gravierenden Herausforderungen
(Bundesregierung 2025, Jakel et al. 2025) und die Rolle éffentlicher Unternehmen riickt weiter in
den Fokus von Politik, Wissenschaft und Offentlichkeit. Deutschlandweit ist nach aktuellen Sta-
tistiken die Zahl 6ffentlicher Unternehmen auf 20.658 gestiegen — rund 88 % davon auf kommu-
naler Ebene (Statistisches Bundesamt 2026b). Nahezu 50 % der von der 6ffentlichen Hand
beschaftigten Personen sind auRerhalb der Kernverwaltung in ausgegliederten Organisationsein-
heiten wie 6ffentlichen Unternehmen tatig; rund 54 % der offentlichen Investitionen werden durch
ausgegliederte Organisationseinheiten getatigt und die Verschuldung in diesen Einheiten liegt oft
héher als in den Ooffentlichen Kernhaushalten (Papenful3/Wolfsdorfer 2026a, Papenfuld/
Wolfsdorfer 2026b).

Fir gleichberechtigte Teilhabe sind die 2. und 3. Fihrungsebene besonders relevant. Sie werden
als wichtiger Hebel und Rekrutierungspool fiir kiinftige Besetzungen auf der 1. Fihrungsebene

"Vgl. u. a. Regierungsbegrindung zum Entwurf eines Gesetzes fiir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und
Mannern an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im &ffentlichen Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache
636/14 vom 29.12.2014; Regierungsbegriindung zum Entwurf eines Gesetzes zur Erganzung und Anderung der Re-
gelungen fur die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an Flhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im 6ffentli-
chen Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache 19/26689 vom 15.02.2021 sowie Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuss) zu dem Entwurf eines Gesetzes fir die
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im 6ffentlichen
Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache 18/4227 vom 04.03.2015.
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(Geschaftsflihrungsorgan?) eingestuft.? Die Bundesregierung verdeutlicht diese ,Pipeline-Funk-
tion“ in ihrer Regierungsbegriindung, wonach die ,Férderung von Frauen in Spitzenpositionen
[...] Hand in Hand [...] mit der Vergrélierung der verfligbaren Anzahl hochqualifizierter Frauen
mit Erfahrung im operativen Geschaft [gehen muss], die im Hinblick einer ausreichenden Aus-
wahlmaéglichkeit die Zahl der benétigten Spitzenpositionen Ubersteigen sollte.“

Als gesetzliche MaRnahme zur Férderung des Frauenanteils in den Fihrungsebenen unterhalb
des Geschéftsfiihrungsorgans verpflichten § 76 Abs. 4 AktG®°und § 36 GmbHGS® bdorsennotierte
oder gesetzlich mitbestimmte Kapitalgesellschaften, ZielgroRen flr den Frauenanteil in den bei-
den nachgeordneten Fuhrungsebenen festzulegen und entsprechend § 289f HGB? transparent
darliber zu berichten. Bei den festzulegenden ZielgroRen handelt es sich explizit nicht um eine
fixe Quote, sondern um ein flexibles Selbstregulierungsinstrument und eine potenzialreiche
Governance-Innovation (Anheier/Fliegauf 2013). Die Unternehmen missen Zielgrolien festlegen,
kénnen deren Hohe aber innerhalb der gesetzlichen Grenzen an ihren Strukturen und Entwick-
lungspotenzialen ausrichten. Dies eroffnet einen hohen unternehmensspezifischen Gestaltungs-
spielraum und stellt damit keine unnétige Blrokratie dar (BMFSFJ 2020, Papenfuls/Schmidt
2026a). Die hohe Flexibilitat fur Unternehmen bei der ZielgréRenfestlegung ermdglicht eine situ-
ationsgerechte Gestaltung im Dialog mit allen Beteiligten und Beschaftigten und sollte auch in
politischen Diskussionen Uberall sachgerecht eingeordnet werden.

Der Deutsche Public Corporate Governance-Musterkodex (D-PCGM) empfiehlt auch fir offentli-
che Unternehmen die Berichterstattung und Festlegung von Zielgréfien zum Frauenanteil in den
beiden Fuhrungsebenen unterhalb des Geschéaftsfihrungsorgans (Expertenkommission
D-PCGM 2024, Rn. 5 und 107). Einzelne Public Corporate Governance Kodizes (PCGKs) ent-
halten bereits entsprechende Empfehlungen.

Mit Blick auf die nationalen gesetzgeberischen Entwicklungen und die zugewiesene Vorbildfunk-
tion stellt sich fur 6ffentliche Unternehmen verstarkt die Frage, wie die zustandigen Organe und
politische Gremien in Gebietskdrperschaften in ihren jeweiligen Zustandigkeitsbereichen mit der
Festlegung und transparenten Berichterstattung zu Zielgré3en umgehen.

Die vorliegende Studie ist deutschlandweit die einzige empirische Untersuchung, die fur 6ffentli-
che Unternehmen aller foderalen Ebenen sowohl die Berichterstattung als auch die Hohe von
ZielgrolRen analysiert und Entwicklungen im Branchen- und im Zeitvergleich abbildet. Andere
Untersuchungen behandeln Zielgréfien flankierend und konzentrieren sich dabei ausschlieflich
auf offentliche Unternehmen der Bundes- und Landesebene (FidAR e. V. 2025) oder berichten

2 Mit ,Geschéftsfiihrungsorgan® werden Geschéftsfiihrungen, Vorstande, Werkleitungen und vergleichbare Organe
bezeichnet. Mit ,Aufsichtsorgan® werden Aufsichtsrate, Verwaltungsrate und vergleichbare Organe bezeichnet.

3 Vgl. Regierungsbegriindung zum Entwurf eines Gesetzes zur Ergédnzung und Anderung der Regelungen fiir die
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im &ffentlichen Dienst, Deut-
scher Bundestag, Drucksache 19/26689 vom 15.02.2021, S. 47 f.

4 Regierungsbegriindung zum Entwurf eines Gesetzes fir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an
Flhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im 6ffentlichen Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache 636/14 vom
29.12.2014, S. 142.

5 Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBI. | S. 1089), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 4. Februar
2026 (BGBI. 2026 | Nr. 33) gedndert worden ist.

6 Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung in der im Bundesgesetzblatt Teil 1ll, Gliederungsnum-
mer 4123-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 323) geandert worden ist.

7 Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 4100-1, veréffentlichten bereinigten
Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Februar 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 33) geadndert worden ist.
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aggregierte Befunde fir die Privatwirtschaft, den &ffentlichen Dienst des Bundes und Unterneh-
men mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung des Bundes (BMFSFJ/BMJ 2025).

Ziel dieser Studie ist es, die Berichterstattung Uber ZielgroRen flr den Frauenanteil auf der 2. und
3. FUhrungsebene und deren Hohe bei 6ffentlichen Unternehmen aller foderalen Ebenen zu ana-
lysieren und Gestaltungsperspektiven aufzuzeigen.

Mit Blick auf die Vorbildfunktion der 6ffentlichen Hand soll die Studie die Debatte um gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen in Fuhrungspositionen empirisch fundieren, zur Reflexion der
Governance-Praxis beitragen und konkrete Gestaltungsperspektiven aufzeigen. Sie versteht Ziel-
groRen als Governance-Innovation, die soziale Nachhaltigkeit, strategische Personalentwicklung
und nachvollziehbare Rechenschaft miteinander verbindet. Es geht ausdrticklich nicht um einen
pauschalen Vergleich im Sinne von ,besser oder ,schlechter”, sondern um die empirisch fun-
dierte Versachlichung der Debatte und um belastbare Ankntpfungspunkte fur Politik, Praxis und
weitere Forschung.

Kapitel 2 erlautert die Anforderungen aus Gesetzen und PCGKs zu Zielgrofien. Kapitel 3
beschreibt die Methodik; die Kapitel 4 und 5 stellen die empirischen Befunde dar und diskutieren
sie. Kapitel 6 entwickelt Wege fir eine HR-IT-Governance, die Personalentwicklung, Arbeitgebe-
rattraktivitat und soziale Nachhaltigkeit unterstiitzt. Kapitel 7 fasst die zentralen Schlussfolgerun-
gen zusammen und gibt einen Ausblick.

2. Anforderungen zur Festlegung von flexiblen ZielgroBen fur den Frauenanteil in 2. und
3. Fihrungsebene als Governance-Innovation fiir Personalentwicklung, Arbeitgeber-
attraktivitat und soziale Nachhaltigkeit

2.1 Anforderungen zu flexiblen ZielgroRen in Gesetzen

Artikel 3 des Grundgesetzes verpflichtet den Staat zur Gleichbehandlung aller Menschen und
weist ihm ausdrucklich die Aufgabe zu, die tatsachliche Realisierung der Gleichbehandlung von
Frauen und Mannern zu férdern und auf die Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken.

Die geltenden Vorgaben zur Reprasentation von Frauen in Fihrungspositionen sind im Aktien-
gesetz und im GmbH-Gesetz verankert. Nach Auffassung der Bundesregierung soll durch diese
gesetzlichen Regelungen ,mittelfristig eine signifikante Erhdhung des Frauenanteils an Flihrungs-
positionen der Privatwirtschaft und der Bundesverwaltung sowie Gremienbesetzungen erreicht
werden, sodass letztlich eine Geschlechterparitat besteht.“®

Fir Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, die entweder bérsennotiert oder
gesetzlich mitbestimmt sind, sehen § 76 Abs. 4 AktG und § 36 GmbHG vor, dass ZielgréRen flr
die 2. und 3. Fuhrungsebene unterhalb des Geschaftsfihrungsorgans festzulegen sind. Als Fuh-
rungsebene gelten organisatorische Einheiten, die gleichrangig zueinander, aber einer gemein-
samen FUhrung untergeordnet sind. Bei ausgepragten Hierarchien sind damit die beiden Ebenen

8 Regierungsbegriindung zum Entwurf eines Gesetzes fiir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an
Flhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im 6ffentlichen Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache 636/14 vom
29.12.2014, S. 46. Siehe u. a. auch Regierungsbegriindung zum Entwurf eines Gesetzes zur Ergéanzung und Anderung
der Regelungen fur die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im
offentlichen Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache 19/26689 vom 15.02.2021, Bundesgleichstellungsgesetz vom
24. April 2015 (BGBI. | S. 642-643), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. August 2021 (BGBI. | S. 3311)
geandert worden ist, Bundesgremienbesetzungsgesetz vom 24. April 2015 (BGBI. | S. 642), das durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 7. August 2021 (BGBI. | S. 3311) geandert worden ist.
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direkt unterhalb des Geschéftsfihrungsorgans gemeint. Bei flachen Hierarchien bezieht sich die
gesetzliche Verpflichtung nur auf die Fihrungsebene unterhalb des Geschaftsflihrungsorgans.®

Die Arbeitnehmenden haben nach Drittelbeteiligungsgesetz ein Mitbestimmungsrecht im Auf-
sichtsrat in Unternehmen mit in der Regel mehr als 500 Arbeithnehmende (§ 1 Abs. 1 DrittelbG™).
Die paritatische Mitbestimmung nach dem Mitbestimmungsgesetz erfasst Unternehmen, die in
der Regel mehr als 2.000 Arbeitnehmende beschaftigen (§ 1 Abs. 1 MitbestG'). Dabei sind je-
weils die weiteren gesetzlichen Voraussetzungen und Ausnahmetatbestande zu bertcksichtigen.

Die ZielgrofRen sind keine gesetzlich festgelegte fixe Quote wie etwa die Vorgaben in § 96 Abs.
2 AktG fur Aufsichtsorgane borsennotierter und paritatisch mitbestimmter Unternehmen, sondern
ein flexibles Selbstregulierungsinstrument. Die gesetzlich definierten Unternehmen missen Ziel-
grélRen festlegen und dartber berichten; die Geschéaftsfuhrungsorgane kénnen die Héhe der Ziel-
grélRe in Abhangigkeit von den bestehenden Strukturen und kinftigen Entwicklungspotenzialen
innerhalb der gesetzlichen Grenzen frei wahlen. Auch bei der Abgrenzung der relevanten Filh-
rungsebenen gewahrt die Gesetzgebung Gestaltungsspielraum, damit die Geschaftsflihrungsor-
gane die Fuhrungsebenen mit Blick auf die jeweilige Struktur/Hierarchie im Unternehmen unter-
schiedlich definieren kénnen (BMFSFJ 2020).

Die erstmalige Festlegung der ZielgroRen musste bis zum 30. September 2015 erfolgen; die
damalige Frist zur Zielerreichung durfte maximal bis zum 30. Juni 2017 reichen. Flr spatere Fest-
legungen gilt nach § 76 Abs. 4 AktG und § 36 GmbHG eine Hochstfrist von 5 Jahren. Liegt der
Frauenanteil bei der Festlegung unter 30 %, darf die neue Zielgrof3e den erreichten Anteil nicht
unterschreiten (Verschlechterungsverbot). Bei einem bereits erreichten Anteil von mindestens
30 % besteht Gestaltungsfreiheit. Eine ZielgréfRe von 0 % ist zulassig, darf dem Verschlechte-
rungsverbot jedoch nicht widersprechen und muss klar verstandlich sowie unter ausfihrlicher
Darlegung der tragenden Erwagungen begrindet werden. Eine bestimmte Mindest- oder Hochst-
l&nge der Begriindung schreibt das Gesetz nicht vor, allerdings wird in der Regierungsbegrin-

dung ein Umfang von 100 bis 150 Wdértern empfohlen.2

Fur die festgelegten Zielgréfien und Fristen besteht eine Verdffentlichungspflicht. Bérsennotierte
Aktiengesellschaften missen nach § 289f Abs. 2 Nummer 4 HGB in der Erklarung zur Unterneh-
mensfuhrung Uber die festgelegten Zielgroflien, die Zielerreichung, ggf. die Gruinde fir eine Nicht-
erreichung oder eine ZielgrofRe von 0 % sowie die vorgesehenen Fristen berichten. Andere ver-
pflichtete Kapitalgesellschaften, darunter gesetzlich mitbestimmte GmbHs nach § 36 GmbHG,
nehmen diese Angaben nach § 289f Abs. 4 HGB in einen gesonderten Abschnitt ihres Lagebe-
richts auf. Alternativ kann die Erklarung auf der Internetseite verdffentlicht werden; im Lagebericht

9Vgl. Regierungsbegriindung zum Entwurf eines Gesetzes fiir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern
an Flhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im &ffentlichen Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache 18/3784
vom 20.01.2015, S. 119 sowie Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (13. Ausschuss) zu dem Entwurf eines Gesetzes fir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Ménnern
an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im &ffentlichen Dienst, Deutscher Bundestag, Drucksache 18/4227
vom 04.03.2015, S. 21 f. Siehe auch Spindler, G. in: Minchener Kommentar zum Aktiengesetz, AktG § 76 Rn. 148
und Koch, J. in: Beck'sche Kurz-Kommentare zum Aktiengesetz, AktG § 76 Rn. 68.

10 Drittelbeteiligungsgesetz vom 18. Mai 2004 (BGBI. | S. 974), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 7.
August 2021 (BGBI. | S. 3311) geandert worden ist.

1 Mitbestimmungsgesetz vom 4. Mai 1976 (BGBI. | S. 1153), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 7.
August 2021 (BGBI. | S. 3311) geandert worden ist.

2 vgl. Regierungsbegrindung zum Entwurf eines Gesetzes zur Erganzung und Anderung der Regelungen fiir die
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an Fihrungspositionen in der Privatwirtschaft und im 6ffentlichen Dienst, Deut-
scher Bundestag, Drucksache 19/26689 vom 15.02.2021, S. 85 f.
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ist darauf zu verweisen. Dies gilt auch flr bérsennotierte Aktiengesellschaften. Gesellschaften
ohne Lageberichtspflicht missen eine entsprechende Erklarung erstellen und auf ihrer Internet-
seite veroffentlichen; alternativ kdnnen sie auch einen anforderungsgerechten Lagebericht frei-
willig offenlegen.

Verstdlie gegen die Berichtspflichten kdnnen nach § 334 HGB mit einer Geldbul3e von bis zu
50.000 Euro geahndet werden. Bei kapitalmarktorientierten Unternehmen betragt der Hochstbe-
trag fur die in § 334 Abs. 1 HGB erfassten Versté3e den héheren Betrag von 2 Millionen Euro
oder dem Zweifachen des daraus gezogenen wirtschaftlichen Vorteils. Wird die GeldbulRe gegen
die Gesellschaft verhangt, gelten die weitergehenden Hochstgrenzen des § 334 Abs. 3a HGB
von 10 Millionen Euro, 5 % des jahrlichen Gesamtumsatzes oder dem Zweifachen des wirtschaft-
lichen Vorteils.

2.2 Anforderungen zu flexiblen ZielgroRen in Public Corporate Governance Kodizes

Fur 6ffentliche Unternehmen existieren in Deutschland auf den verschiedenen féderalen Ebenen
alternativ oder erganzend zu gesetzlichen Vorgaben in einigen Bundeslandern und Kommunen
fur offentliche Unternehmen Empfehlungen zur Festlegung und Berichterstattung von ZielgréRen
fur den Frauenanteil in den Fihrungsebenen unterhalb des Geschaftsfuhrungsorgans (siehe An-
hang, Anlage 1 und Anlage 2).

Ein PCGK ist eine Zusammenstellung von bewahrten Grundsatzen fur die verantwortungsvolle
Leitung und Aufsicht von 6ffentlichen Unternehmen (Papenfull 2026, Papenfuld/Schmidt 2021,
Papenfuld/Wagner-Krechlok 2021a). PCGKs sollen Grundcharakteristika des Public Corporate
Governance Systems kompakt zusammenfassen und verstandlich machen sowie regelmalig
auftretende Fragen der Governance, Unklarheiten oder Liicken in Gesetzen gezielt adressieren
und damit unterstutzende Hinweise geben. Ein PCGK ist ideal zur Abstimmung von Rollen und
~opielregeln®, Verstandigung tber Arbeitsstrukturen, Ansprache von Instrumenten/Mallnahmen
und zur gemeinsamen Weiterentwicklung der Governance-Kultur (Papenful3 et al. 2022a,
Papenfuly/Wagner-Krechlok 2022, Papenfuly/Wagner-Krechlok 2021a). Selbstregulierung mit
PCGKs ermdglicht der 6ffentlichen Hand eine prazisere Formulierung von Anforderungen, um die
angestrebten Policy- und Verhaltensziele zu erreichen und die Rollen der jeweiligen Akteursgrup-
pen praziser zu definieren. In der Diskussion wird einschlagig und vorherrschend betont, dass ein
PCGK - eine anforderungsgerechte Ausgestaltung vorausgesetzt — hilfreiche und wichtige Bei-
trage leisten kann (Expertenkommission D-PCGM 2024, Haas 2025, Papenful® 2026, Papen-
full/Schmidt 2021, Papenful3/Wagner-Krechlok 2021a).

Ein PCGK ist zu unterscheiden von einer sog. Beteiligungsrichtlinie (Abbildung 1). Ein PCGK
richtet sich insbesondere auch an die Geschaftsfihrungs- und Aufsichtsorgane der Unternehmen
und formuliert Grundsatze verantwortungsvoller Public Corporate Governance sowie Wertmalf}-
stdbe und Regelungen von Ubergreifender Relevanz und Wichtigkeit zum Verstandnis der Adres-
satengruppen. Demgegenlber formuliert eine Beteiligungsrichtlinie administrative Hinweise flr
die Verwaltung, beteiligungsfihrende Stellen und die von der &ffentlichen Hand entsandten/
benannten Delegierten und hat eher den Charakter einer ,Behdrdenanweisung” mit noch detail-
lierteren und formalrechtlich gepragten Regelungen (Expertenkommission D-PCGM 2024). Ein
PCGK adressiert alle Adressatengruppen (u. a. Geschéaftsfihrungsorgane) und auch nicht von
der Gebietskérperschaft entsandte Aufsichtsorganmitglieder und die Wirtschaftsprifung usw.,
wohingegen sich die Beteiligungsrichtlinie im Kern an die Verwaltung und die beteiligungsfihren-



14

den Stellen wendet. Ein PCGK besitzt zudem einen hoheren Stellenwert und eine bessere Wahr-
nehmung als ,Good Governance-Ansatz* in der 6ffentlichen und politischen Diskussion. Auch die
Verstandlichkeit und Ubersichtlichkeit von PCGKs bieten Vorteile.

Ein zentraler Unterschied ist ferner das comply-or-explain Prinzip, welches anforderungsgerecht
und fur alle Adressatengruppen (z. B. auch Geschaftsfuhrungsorgane, externe Aufsichtsratsmit-
glieder, Wirtschaftsprifung) nur in einen PCGK integriert werden kann. Die Unternehmen kdénnen
von Empfehlungen eines PCGK situationsgerecht abweichen, sind aber gemanl Kodex verpflich-
tet, diese Abweichungen jahrlich in sog. Entsprechenserklarungen offenzulegen und zu begrin-
den. Die Verankerung der Abgabe von Entsprechenserklarungen in der Satzung offentlicher
Unternehmen ist bei PCGKs im Vergleich zu Beteiligungsrichtlinien besser moglich. Eine Beteili-
gungsrichtlinie ist explizit kein Ersatz fur einen PCGK. Dies betont auch der Deutsche Stadtetag
in seiner Handreichung fiur gute Unternehmenssteuerung: ,Der Kodex kann durch Beteiligungs-
richtlinien erganzt werden® (Deutscher Stadtetag 2017). Das Bundesministerium der Finanzen
formuliert auf seinem Internetauftritt in der Rubrik Beteiligungspolitik zur Gesamtkonzeption:
,Herzstlck ist der Public Corporate Governance Kodex® (Bundesministerium der Finanzen 2024).

Vorteile Public Corporate Governance Kodex gegeniiber Beteiligungsrichtlinie und Unterschiede

Vorteile PCGK Adressatenkreis Inhalt
| Adressiert alle | PCGK: Geschaftsfihrungs- | PCGK:
Adressatengruppen organe, nicht von der Grundsatze verantwortungs-
(u. a. Geschaftsfuhrung) Gebietskdrperschaft entsandte voller Steuerung und
Aufsichtsratsmitglieder, Wertmalistabe sowie
| Hoherer Stellenwert und Wirtschaftsprifer usw. Regelungen von Ubergreifender
bessere Wahrnehmung als Relevanz und wichtig zum
,Good Governance-Ansatz® in | Beteiligungsrichtlinie: Verstandnis fir alle
offentlicher / politischer Verwaltung, Adressatengruppen
Diskussion beteiligungsfuhrenden Stellen
~ | Beteiligungsrichtlinie: Detaillierte
| Verstandlichkeit / Uberblick und formalrechtliche
Regelungen als Erganzung zum
|  Comply-or-explain Prinzip PCGK (,Behordenanweisung®)

| Verankerung in Unternehmens-
satzung besser mdglich

Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie

Abbildung 1: Vorteile eines PCGK gegentiber einer Beteiligungsrichtlinie und Unterschiede

In Deutschland sind aktuell rund 65 verschiedene PCGKs offentlich verfiigbar, hinzu kommen 3
PCGKs in Osterreich und 20 PCGKs in der Schweiz (Papenfult/Wagner-Krechlok 2022, Papen-
full et al. 2022a). Daruber hinaus haben einzelne 6ffentliche Unternehmen, darunter die Anstalt
fur kommunale Datenverarbeitung in Bayern, sowie die Arbeitsgemeinschaft der 6ffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD-GVK 2025) eigene Kodizes ent-
wickelt und eingefuhrt. Empfehlungen zur Festlegung und Berichterstattung von Zielgrof3en fur
die FUhrungsebenen unterhalb des Geschaftsfuhrungsorgans finden sich in den etablierten deut-
schen PCGKs bislang jedoch nur vereinzelt. Entsprechende Regelungen kdnnen Begriindungs-
anforderungen konkretisieren, gesetzliche Mal3stabe auf weitere offentliche Unternehmen Uber-
tragen und die Einhaltung der Vorgaben unterstutzen.

Tabelle 1 zeigt die unterschiedlichen Regelungsinhalte zur Berichterstattung und Festlegung von
Zielgrofien fur den Frauenanteil in der 2. und 3. Fihrungsebene von einer breiten, deutschland-
weiten Auswahl an PCGKs. In Tabelle 2 werden die unterschiedlichen Regelungsinhalte zur
Berichterstattung Uber den Frauenanteil in 2. und 3. Fihrungsebene (ohne expliziten Hinweis auf
Zielgrofien) von einer breiten, deutschlandweiten Auswahl an PCGKs dargestellt.
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Regelungen in PCGKs zur Berichterstattung von flexiblen ZielgréBen fiir den Frauenanteil auf 2.
und 3. Fiihrungsebene

D-PCGM Das Geschéftsflihrungsorgan soll fir den Frauenanteil in den beiden Flihrungsebenen unterhalb des
Geschéaftsflhrungsorgans Zielgréflen festlegen, die Uber den aktuellen Status-Quo hinausgehen. Sie
soll [...] am Anteil [...] unter den Beschéaftigten orientieren (Rn. 107). Das Aufsichtsorgan und das
Geschéftsfiinrungsorgan berichten jahrlich in der Erklarung zur Unternehmensfiihrung'® analog § 289f
HGB [...] die Angabe, ob die festgelegten Zielgréfien zum Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen
[...] erreicht worden sind, und wenn nicht, Angaben zu den sachlichen Grinden [...] (Rn. 5)

AKDB Der Vorstand [...] soll [...] Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen unterhalb des [...] Geschafts-
fUhrungsorgans ZielgroRen festlegen, die Uber den aktuellen Status-Quo hinausgehen [...] dabei am
Anteil [...] in der Vergleichsgruppe des Unternehmens und [...] in der Branche des Unternehmens
orientieren. (Rn. 35). Bestandteile der Erklarung zur Unternehmensfiihrung sind: [...] die Angabe, ob
die festgelegten ZielgroRen zum Frauenanteil [...] in den beiden Fihrungsebenen unterhalb des Lei-
tungsorgans erreicht worden sind, und wenn nicht, Angaben zu den sachlichen Griinden.

ARD In den zu verdffentlichenden Gleichstellungsberichten sollen ZielgroRen fiir den Frauenanteil auf den
ieweiligen Fihrungsebenen festgelegt werden. (Rn. 14). Im Interesse gréRtmoglicher Transparenz sol-
len Uber die Internetseite der jeweiligen Rundfunkanstalten weitere Informationen zugéanglich sein: [...]
Gleichstellungsbericht (Rn. 163)

Baden- Die Geschéaftsfiihrung soll [...] das Erreichen der freiwillig oder aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen
Wirttemberg gesetzten internen Ziele fur den Anteil von Frauen und Ménnern in [...] Fihrungsebenen, sorgen (Rn.
54). Diese [...] sind integraler Bestandteil der Berichterstattung an das Uberwachungsorgan. (Rn. 53)

Disseldorf |Die Geschéftsfihrung [...] legt fur den Frauenanteil in den beiden Fihrungsebenen unterhalb der
Geschéftsfiihrung Zielgrofien fest. Die Geschaftsfiihrung sorgt [...] daflir, dass die Vorschriften des §
289a HGB eingehalten werden. (Rn. 3.2.11)

Frankfurt Das Geschaftsflihrungsorgan soll fir den Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen unterhalb des
(Oder) Geschéftsfihrungsorgans ZielgroRen festlegen. [...] dabei am Anteil [...] unter den Beschéaftigten ori-
entieren. [...] (Rn. 127) [...] berichten jahrlich in der Erklarung zur Unternehmensfihrung analog § 289
f HGB Uber die Corporate Governance [...]. Bestandteile [...] sind: die Angabe, ob die festgelegten
ZielgroRen zum Frauenanteil [...] gemal Regelungsziffer 127 erreicht worden sind, und wenn nicht,
Angaben zu den sachlichen Griinden (Rn. 8)

Hamburg Zudem ist bei mitbestimmten Unternehmen das [...] FiPoG | und [...] FiPoG Il zu beachten. Unmittel-
bare und mittelbare Mehrheitsbeteiligungen der FHH oder der HGV (juristische Personen des Privat-
rechts und des 6ffentlichen Rechts), die mehr als 100 Beschaftigte haben, unterfallen diesen Vorgaben
[...] ebenfalls, um sukzessive durch Festlegung von Zielgréfien den Frauenanteil [...] zu erhéhen. [...]
auch bei Unternehmen mit weniger als 100 Beschaftigten [soll] auf die Gleichstellung ausdriicklich
hingewirkt werden. (Rn. 2.4)

Koln Die Erklarung lber die Corporate Governance des Unternehmens erfolgt jahrlich analog zu § 289f
HGB [...] Bestandteile [...] sind: [...] die Angabe, ob die festgelegten ZielgréRen zum Frauenanteil in
den beiden Fiihrungsebenen unterhalb des Geschaftsfiihrungsorgans erreicht worden sind, und wenn
nicht, Angaben zu den sachlichen Griinden (S. 5)

Leverkusen |Insbesondere soll sie [Anm.: die Geschaftsfiihrung] auf ein ausgewogenes Verhaltnis von Frauen und
Mannern sowie Diversitat auf allen Fihrungsebenen unterhalb der Geschaftsfiihrung, insbesondere
auf das Erreichen der freiwillig oder aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen gesetzten internen Ziele fir
den Anteil von Frauen und Mannern in den jeweiligen Fihrungsebenen hinwirken. [...] (Rn. 84)
Remscheid |Die Geschéftsfiihrung soll fir den Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen unterhalb des Ge-
schaftsfiihrungsorgans ZielgroRen festlegen, die tGiber den aktuellen Status Quo hinausgehen. Sie soll
sich dabei am Anteil [...] unter den Beschéaftigten orientieren. (Rn. 3.3.1) Der Corporate Governance
Bericht umfasst [...] Darstellung zum Anteil von Frauen in Fihrungspositionen [...] (Rn. 4.2.1.1)
Wuppertal |Die Geschaftsfilhrung sorgt fir die Umsetzung des Gesetzes fiir die gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen und Mannern an Fihrungspositionen [...] und legt fir den Frauenanteil in den beiden Fiih-
rungsebenen unterhalb der Geschéaftsfiihrung ZielgroRen fest. (D.2.3.1)

Keine Regelung: u. a. Berlin, Bielefeld, Bochum, Bonn, Bremen, Brandenburg, Darmstadt, Dortmund, Duisburg,
Essen, Flensburg, Frankfurt (Main), Halle (Saale), Leipzig, Libeck, Lineburg, Magdeburg, Mainz, Mannheim,
Mecklenburg-Vorpommern, Nurnberg, Offenbach, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt, Wiesbaden

Viele Bundeslander und Stadte haben trotz der Anforderungen weiter keinen PCGK.

Quelle: Papenful et al. 2026, Flex-Gov-Studie Stand: Oktober 2026
Tabelle 1: Regelungsunterschiede in PCGKs zur Berichterstattung von Zielgré3en auf 2. und 3. Fiihrungsebene

13 Die Erklarung zur Unternehmensfiihrung ist als Synonym fiir den in der Praxis anzutreffenden Begriff des Corpo-
rate Governance Berichts zu verstehen. Sowohl der Deutsche Public Corporate Governance-Musterkodex unter
Bezug auf § 289f HGB als auch der Deutsche Corporate Governance Kodex verwenden diesen Begriff fir das zent-
rale Instrument der Corporate Governance Berichterstattung. Die einheitliche Terminologie soll die Berichterstattung
koharenter und ubersichtlicher gestalten.
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Regelungen in PCGKs zur Berichterstattung tiber den Frauenanteil auf 2. und 3. Fiihrungsebene

Bund Geschéftsfiihrung und Uberwachungsorgan sollen jéhrlich (iber die Corporate Governance des Un-
ternehmens berichten (Corporate Governance Bericht). [...] Der Corporate Governance Bericht soll
auch [...] eine Darstellung der Entwicklung des Anteils an Frauen in Fiihrungspositionen in der Ge-
schaftsfilhrung und den beiden Fiihrungsebenen darunter und im Uberwachungsorgan umfassen.
(Rn. 7.1)

Nordrhein- Geschéftsleitung und Uberwachungsorgan sollen jahrlich (iber die Corporate Governance des Un-
\Westfalen ternehmens berichten (Corporate Governance Bericht). [...] Der Bericht umfasst auch eine Darstel-
lung zu den jeweiligen Anteilen beider Geschlechter [...] der Personen mit Fiihrungsfunktionen. (Rn.

5.2)
Schleswig-  |Geschéftsleitung und Uberwachungsorgan berichten jahrlich tber die Corporate Governance des
Holstein Unternehmens (Corporate Governance Bericht). [...] Der Bericht umfasst auch eine Darstellung zum

Anteil von Frauen in [...] Fihrungspositionen. (Rn. 6.1)

Viele Bundeslander und Stadte haben trotz der Anforderungen weiter keinen PCGK.

Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie Stand: Oktober 2026
Tabelle 2: Regelungsunterschiede in PCGKs zur Berichterstattung zum Frauenanteil auf 2. und 3. Fiihrungsebene

Einzelne Gebietskérperschaften haben erste begriiRenswerte Ansatze fir die anforderungsge-
rechte Etablierung von Empfehlungen zu Zielgréfien in ihnren PCGKs verankert, die konsequent
weiterverfolgt werden sollten. Die jeweiligen Gebietskérperschaften und verantwortlichen
Akteursgruppen vor Ort verdienen flr die eingenommene Vorreiterrolle besonderes Lob (Exper-
tenkommission D-PCGM 2026, Zeppelin Universitat 2025). In der Gesamtschau ist allerdings
festzuhalten, dass Regelungen zur Berichterstattung und Festlegung von ZielgroRen in PCGKs
strukturell kaum Berlcksichtigung finden und weiter grof3e Verbesserungsbedarfe in diesem Kon-
text bestehen. Aufgrund der besonderen Verantwortung 6ffentlicher Unternehmen und der 6ffent-
lichen Hand sollten die Vorschriften zu Zielgrof3en nicht hinter den Anforderungen fur bérsenno-
tierte und/oder gesetzlich mitbestimmte Kapitalgesellschaften zurtickbleiben. Fir eine gute und
verantwortungsvolle Public Corporate Governance ware es politisch konsequent und folgerichtig,
die in AktG, GmbHG und HGB formulierten gesetzlichen Regelungen in PCGKs aufzunehmen
und flr 6ffentliche Unternehmen zumindest als Empfehlung in Anschlag zu bringen. Gebietskor-
perschaften haben hierflir, unabhangig von gesetzgeberischen Entwicklungen, die Chance und
Verantwortung, entsprechende Regelungen zeitnah auch in ihren bestehenden PCGK aufzuneh-
men oder einen neuen PCGK zu etablieren.

Ein zentraler Schritt fur jede Gebietskdrperschaft mit 6ffentlichen Unternehmen ist die zeitnahe
Einfihrung eines PCGK bzw. die Evaluierung bestehender PCGKs. Darin sollten die Anforderun-
gen analog zu § 36 GmbHG und § 76 Abs. 4 AktG als Empfehlung oder in Form eines Querver-
weises aufgenommen werden, dass das Geschaftsfihrungsorgan fir den Frauenanteil in den
beiden FUhrungsebenen unterhalb der Unternehmensspitze Zielgrofien festlegen und entspre-
chend § 289f HGB jahrlich transparent dartiber berichten soll.

Der D-PCGM der Expertenkommission enthalt hierfur konkrete Formulierungsvorschlage. Wie
seine Praambel hervorhebt, ersetzt der D-PCGM nicht den PCGK einer Gebietskdrperschaft, der
vor Ort entwickelt und vom zustandigen politischen Gremium (z. B. Stadtrat, Landtag) verabschie-
det wird. Er bietet vielmehr eine systematisch entwickelte Unterstlitzung fur die Erarbeitung bzw.
Uberarbeitung eines fir die jeweilige Gebietskérperschaft als situationsgerecht empfundenen
PCGK (Expertenkommission D-PCGM 2024).

Empfehlungen in PCGKs zur Festlegung und Berichterstattung von ZielgroRen koénnen die
gesetzlichen Regelungen potenzialreich ergéanzen (Papenful3/Schmidt 2026a). Durch PCGKs
lassen sich alle o&ffentlichen Unternehmen einer Gebietskorperschaft einbeziehen, also auch
offentlich-rechtliche Rechtsformen sowie Unternehmen, die unterhalb der gesetzlichen Beschaf-
tigtenschwelle von mehr als 500 Arbeithehmenden zur Arbeitnehmermitbestimmung im Aufsichts-
rat liegen und keiner gesetzlichen Arbeitnehmermitbestimmung im Aufsichtsrat unterliegen oder
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aufgrund gesetzlicher Ausnahmetatbestande hiervon ausgenommen sind. Situationsgerecht kén-
nen diese Unternehmen im Jahres-/Konzernabschluss bzw. Lagebericht/Konzernlagebericht die
festgelegten Zielgrofen berichten oder in ihrer jahrlichen Entsprechenserklarung darlegen, wa-
rum z. B. aufgrund unternehmensspezifischer Besonderheiten keine Zielgréien formuliert oder
andere Malinahmen zur Erhéhung des Frauenanteils gewahlt wurden.

Mit Blick auf die Studienergebnisse ist neben vielen weiteren Malinahmen und ,Kulturarbeit ein
zentraler Schritt in jeder Gebietskorperschaft die zeitnahe Etablierung eines PCGK mit entspre-
chenden Regelungen auch zu ZielgroRen, um wichtige erganzende Hinweise zu geben, die
Anforderungen auf 6ffentliche Unternehmen in 6ffentlich-rechtlicher Rechtsform und unterschied-
licher GroRRe zu Ubertragen und die Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen zu fordern.

Wissenschaftliche Studien zeigen, dass die komplementare Nutzung von Gesetzen und Selbst-
regulierungsinstrumenten wie PCGKs die starkste Wirkung und Bindungskraft bei der Anwen-
dung von Regelungen einer guten und verantwortungsvollen Unternehmensfiihrung entfalten
kann (Papenful’/Schmidt 2026a, Schrempf-Stirling/Wettstein 2023). Gesetze sind oft allgemeiner
gehalten, und Ermessens- und Auslegungsspielrdume kdnnen zu begrenzten verhaltenssteuern-
den Effekten fihren (Feldman 2025, Papenfull/Schmidt 2021). Zudem kann die geringe integra-
tive Gestaltung des Gesetzgebungsverfahrens zu einer niedrigeren oder fehlenden Akzeptanz
bei den betroffenen Akteursgruppen filhren. PCGKs kdnnen — eine anforderungsgerechte Aus-
gestaltung vorausgesetzt — nutzliche Beitrage zur Verbesserung der Public Corporate Gover-
nance leisten, indem sie durch die von relevanten staatlichen und gesellschaftlichen Akteursgrup-
pen in einem integrativen, gemeinschaftlichen Prozess erarbeiteten Regelungen bestehende
Unklarheiten oder Liicken in Gesetzen gezielt ansprechen und wiederkehrende Governance-Fra-
gen adressieren (Expertenkommission D-PCGM 2024, Papenfull 2026, Papenfuly/Wagner-
Krechlok 2021a).

PCGKSs sind von struktureller Relevanz und hoher Dringlichkeit, um eine nachhaltige offentliche
Aufgabenerflllung auch in Krisenzeiten zu gewahrleisten (Papenful® 2022). Krisenmanagement
muss mit Nachhaltigkeitszielen wie den Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen
verbunden werden. Das Thema PCGK gehdrt u. a. mit Blick auf die intensive Debatte um kritische
Infrastruktur, Versorgungssicherheit, Nachhaltigkeit, Teilhabe von Frauen in Flihrungspositionen
und Vertrauen in den Staat vor Ort auf die Tagesordnung aller entsprechenden politischen
Organe, z. B. der Stadtrate.

3. Methodik der Datenerhebung

In dieser Studie werden grof3e offentliche Unternehmen von insgesamt 69 Stadten sowie von
Bund und Bundeslandern analysiert. Auf kommunaler Ebene wurden neben den Stadtstaaten
und Landeshauptstadten die jeweils vier groRten Stadte je Bundesland, gemessen an der Bevol-
kerungszahl, in die Untersuchung einbezogen. Da Bremerhaven Uber ein eigenes Stadtrecht ver-
fugt, wurde neben Bremen auch Bremerhaven betrachtet. Durch diesen Ansatz wird eine
deutschlandweit flachendeckende und regional ausgewogene Auswahl von o6ffentlichen Unter-
nehmen aller féderalen Ebenen sichergestellt.

Die Studie ist als Langfriststudie angelegt und soll sowohl einen Langsschnittvergleich zwischen
den Jahren als auch Querschnittsvergleiche zwischen foderalen Ebenen und Branchen ermdgli-
chen. Daher betrachtet die Studie die identischen Beteiligungsportfolios der Gebietskdrperschaf-
ten, die bereits fur die Flex-Gov-Studie 2022 identifiziert wurden (Papenful’ et al. 2022d). Die
Identifizierung erfolgte anhand der zu diesem Zeitpunkt auf den Internetseiten der untersuchten
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Gebietskérperschaften verfligbaren aktuellen Beteiligungsberichte. Die stadtischen Beteiligung-
sportfolios weisen im Jahresvergleich nur duRerst selten Anderungen bei den in dieser Studie
betrachteten grof3en Unternehmen auf. Flr eine aussagekraftige Vergleichbarkeit der Daten tber
die Jahre hinweg wird flr den Kontext der vorliegenden Langfriststudie ein gleichbleibendes
Sample verwendet. Einzelne Anderungen bei der Samplezusammensetzung zwischen den Jah-
ren kdnnen bspw. aus Liquidationen, Verschmelzungen, Umstrukturierungen oder Rechtsform-
wechseln resultieren.

Entsprechend einschlagigen Definitionen oOffentlicher Unternehmen (OECD 2024, Papenfuld/
Wolfsdorfer 2026a, Papenfuld/Wolfsdorfer 2026b, Papenfuly/Keppeler 2020, van Genugten et al.
2023) wurden alle unmittelbaren und mittelbaren Unternehmen der zweiten Ebene bertcksichtigt,
bei denen die jeweilige Gebietskorperschaft entweder durch Mehrheitseigentiimerschaft (Beteili-
gungsanteil von mindestens 50 %) oder anderweitig einen beherrschenden Einfluss ausubt. In
einigen Gebietskdrperschaften wird das Beteiligungsmanagement von einem Referat oder einer
ahnlichen Organisationseinheit der Verwaltung wahrgenommen; in anderen ist diese Aufgabe auf
eine Beteiligungsmanagementgesellschaft ausgegliedert. In einigen Gebietskérperschaften halt
die Gebietskorperschaft direkt die Anteile aller grof3en Beteiligungen, wahrend dies in anderen
Stadten durch eine Beteiligungsmanagementgesellschaft erfolgt.

Fur die Vergleichbarkeit der Strukturen wurden Unternehmen ebenfalls als ,unmittelbar® einge-
stuft, sofern sie direkte Tochtergesellschaften einer speziell fir die Steuerung und Verwaltung
von offentlichen Beteiligungen zustandigen Beteiligungsmanagementgesellschaft sind, welche zu
100 % im Besitz der Gebietskorperschaft steht. Mit diesem Ansatz wird eine differenzierte Ver-
gleichbarkeit gewahrleistet, unabhangig von unterschiedlichen Ansatzen in der Beteiligungsma-
nagementorganisation. Die Beteiligungsquote bei mittelbaren Beteiligungsgesellschaften wurde
stets in adaquater Weise unter Bertcksichtigung direkter und indirekter Anteile von Mutter-, Toch-
ter- oder Enkelgesellschaften berechnet. Bei Gesellschaften, fiir die keine genauen Beteiligungs-
anteile im Beteiligungsbericht angegeben sind, wurde anhand weitergehender verfligbarer Quel-
len, wie z. B. der Satzung, Uberprift, ob das Kriterium ,,Ausibung eines beherrschenden Einflus-
ses durch die jeweilige Gebietskorperschaft® erfullt ist. Hierfir wurden Merkmale wie das
Stimmenverhaltnis in der Mitgliederversammlung oder die Zusammensetzung anderer Organe
herangezogen. Erhoben wurden sowohl Unternehmen in Privatrechtsform (GmbH, gGmbH,
GmbH & Co. KG, AG, AG & Co. KG) als auch in 6ffentlich-rechtlicher Rechtsform (Eigenbetrieb,
eigenbetriebsahnliche Einrichtung, Zweckverband, A6R/KOR).

In einem nachsten Schritt wurden die 6ffentlichen Unternehmen in der Rechtsform einer Kapital-
gesellschaft identifiziert (AG, GmbH, gGmbH, KGaA), die im Untersuchungszeitraum mehr als
500 Arbeitnehmenden beschéaftigten. Die UnternehmensgrofRe entspricht der gesetzlichen
Schwelle fur die Drittelbeteiligung der Arbeitnehmenden im Aufsichtsrat von gesetzlich mitbe-
stimmten Unternehmen (§ 1 Abs. 1 DrittelbG). Gesetzliche Ausnahmemdglichkeiten von der Ar-
beithehmermitbestimmung gelten u. a. fir Unternehmen, die unmittelbar und iberwiegend ,poli-
tischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen
oder kinstlerischen Bestimmungen® dienen (§ 1 Abs. 4 MitbestG; § 1 Abs. 2 Nummer 2 DrittelbG).
Je nach den unternehmensspezifischen gesetzlichen Voraussetzungen kénnen fur diese sog.
Tendenzunternehmen unter Umstanden die an die gesetzliche Arbeitnehmermitbestimmung an-
knupfenden Berichtspflichten zu flexiblen Zielgré3en entfallen. Das Studiensample bildet eine
nach klaren Kriterien abgegrenzte, fur die Studienziele aussagekraftige Auswahl groRRer offentli-
cher Unternehmen, die unabhangig von gesetzlichen Verpflichtungen untersucht werden sollen.
Angesichts der besonderen Verantwortung und Vorbildfunktion o6ffentlicher Unternehmen mit
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mehr als 500 Arbeitnehmenden ist die Veroffentlichung von flexiblen ZielgréRen im Sinne von §
36 GmbHG und § 76 Abs. 4 AktG i. V. m. § 289f HGB auch beim Vorliegen von Ausnahmetatbe-
stdnden von Tendenzunternehmen aus einer Ubergreifenden Governance-Perspektive geboten.
Im Rahmen des Personalmanagements eines o6ffentlichen Unternehmens missen der Status quo
und die Zielgrélen fir die interne Steuerung ohnehin vorliegen und kénnen mit sehr geringem
Aufwand so auch im Lagebericht veroffentlicht werden.

Auf kommunaler Ebene liegt im Untersuchungszeitraum dieser Studie bei 146 offentlichen Unter-
nehmen und auf Bundes-/Landesebene bei 57 6ffentlichen Unternehmen (gesamt: 203 Unter-
nehmen) die Zahl der Arbeitnehmenden tber 500. Zur ergdnzenden Untersuchung von Ausstrah-
lungseffekten der ZielgroRen-Regelungen auf kleinere Unternehmen wurden weitere 99 &ffentli-
che Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft mit 300 bis 500 Arbeitnehmenden
in die Analyse einbezogen. Damit umfasst der gesamte Untersuchungsbereich 302 6ffentliche
Unternehmen.

Im Rahmen der Datenerhebung der Flex-Gov-Studie 2026 wurden bei den 302 offentlichen
Unternehmen die im Unternehmensregister veroffentlichten Jahresabschlisse (einschlie3lich
Lageberichte), Konzernabschlisse (einschliellich Konzernlageberichte) und Corporate Gover-
nance Berichte sowie die Unternehmenshomepages in Bezug auf die Berichterstattung und Fest-
legung von Zielgrélien flr den Frauenanteil in den Fihrungsebenen unterhalb des Geschéaftsfih-
rungsorgans fur das Geschaftsjahr 2024 analysiert. Mit Blick auf die gesetzliche 12-Monats-Frist
fur die Offenlegung von Jahres- und Konzernabschlissen (§ 325 Abs. 1 HGB) und dartber hinaus
regelmafig auftretende Offenlegungsverzdgerungen basiert die Studie zum Untersuchungszeit-
punkt auf den fir alle untersuchten Unternehmen aktuell einheitlich verfliigbaren Daten.

Der Zeitpunkt der Offenlegung des Jahresabschlusses ist fur die Werthaltigkeit der Informationen
von zentraler Bedeutung. Mit zunehmendem Alter werden Informationen weniger entscheidungs-
ndtzlich fir den Adressatenkreis des Jahresabschlusses. Die Notwendigkeit flr eine schnellst-
mogliche Offenlegung des Jahresabschlusses fur Rechenschaft und Steuerung ist gerade auch
bei 6ffentlichen Unternehmen von besonderer Bedeutung.

4. Befunde zur Berichterstattung uber flexible Zielgrofen

Von den untersuchten 203 6ffentlichen Unternehmen mit mehr als 500 Arbeitnehmenden berich-
ten im Geschéftsjahr 2024 nur 136 Uber ZielgroRen zum Frauenanteil unterhalb des Geschéafts-
fuhrungsorgans — ein Anteil von 67,0 %. Im Vergleich zum Vorjahr (Vj.) steigt der Anteil um
5,3 Prozentpunkte (Vj. 61,7 %). Insgesamt 67 Unternehmen (33,0 %; V;j. 38,3 %) veroffentlichen
keine ZielgroRen. Gegenuber dem Vorjahr legen 14 zusatzliche Unternehmen ZielgroRen offen,
wahrend — anders als in den vorangegangenen Geschaftsjahren — kein zuvor berichtendes
Unternehmen die Offenlegung eingestellt hat. Bei der Einordnung dieser Ergebnisse sind die in
der Methodik erlauterten gesetzlichen Ausnahmetatbestande zu bertcksichtigen, die einzelne
Unternehmen von der Berichtspflicht ausnehmen. Unabhangig von der jeweiligen gesetzlichen
Berichtspflicht sind an grofe 6ffentliche Unternehmen angesichts ihrer Verantwortung dieselben
Transparenzanforderungen hinsichtlich flexibler Zielgréfien zu stellen.

Die Offenlegungsquote bei borsennotierten und zugleich gesetzlich mitbestimmten Unternehmen
liegt bei 90,5 % (BMFSFJ/BMJ 2025).

Unter den zusatzlich analysierten 99 6ffentlichen Unternehmen mit 300 bis 500 Arbeitnehmenden
veroffentlichen 11 Unternehmen (11,1 %; Vj. 13,6 %) Informationen zu den festgelegten Zielgro-
Ren, was die Realisierbarkeit in diesem Kontext verdeutlicht und positive Anknipfungspunkte fir
andere Unternehmen liefert.
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Abbildung 2 fasst die Ergebnisse zur Berichterstattung von Zielgréien flir Unternehmen differen-
ziert nach der Zahl der Arbeitnehmenden zusammen. Unter der Balkenbezeichnung befinden sich
jeweils in Klammern die Gesamtanzahl der Unternehmen und die Anzahl der berichtenden
Unternehmen. Im Balken rechts wird der prozentuale Anteil der berichtenden Unternehmen
gezeigt.

Unternehmen Uber 500 Arbeitnehmende
(203 | 136)

Unternehmen 300 - 500 Arbeitnehmende
(991 11)
In Klammern: Anzahl 6ffentliche Unternehmen | mit Berichterstattung zu Zielgréfien

Im Balken rechts: Prozentualer Anteil 6ffentliche Unternehmen mit Berichterstattung zu Zielgrofien
Quelle: Papenful? et al. 2026, Flex-Gov-Studie

11,1

Abbildung 2: Berichterstattung zu ZielgréR3en fiir den Frauenanteil auf 2. und 3. Flihrungsebene

Strukturell verbesserungsbediirftig sind neben der reinen Angabe zu festgelegten ZielgroRen auf
der 2. und 3. Fihrungsebene im Sinne einer guten und verantwortungsvollen Unternehmensfih-
rung insbesondere auch die Begriindungen zu den ZielgréRen bzw. MalRnahmen, mit denen die
ZielgréRen erreicht werden sollen. Uber die gesetzlichen Begriindungspflichten bei einer Ziel-
groRe von 0 % und bei Nichterreichung hinaus sind Erlduterungen zur Zielgré3enhéhe und zu
geplanten MaRnahmen nicht allgemein vorgeschrieben; allerdings kann die interessierte Offent-
lichkeit ohne entsprechende Angaben die Zielgrdfien nur bedingt in den unternehmerischen Kon-
text und die vorherrschenden Rahmenbedingungen einordnen. Von den 136 offenlegenden
Unternehmen mit mehr als 500 Arbeitnehmenden liefern weiter nur 15 Unternehmen (11,0 %)
eine Begriindung fir die gewahlte ZielgroRe bzw. geplante Malinahmen flr die Zielerreichung.

Zusatzlich aufschlussreich ist ein Blick auf Unterschiede bei der Zielgréien-Berichterstattung zwi-
schen kommunalen Unternehmen und Unternehmen der Bundes- und Landesebene. Abbildung
3 fasst die Ergebnisse flr die foderalen Ebenen aggregiert zusammen. Hinter der Balkenbezeich-
nung befinden sich jeweils in Klammern die Gesamtanzahl der Unternehmen mit mehr als 500
Arbeitnehmenden und die Anzahl der berichtenden Unternehmen. Im Balken rechts wird der pro-
zentuale Anteil berichtender o6ffentlicher Unternehmen gezeigt.

Bund (351 29

Bundeslander (22 | 14) 63,6

In Klammern: Anzahl 6ffentliche Unternehmen | mit Berichterstattung zu Zielgrofien
Im Balken rechts: Prozentualer Anteil 6ffentliche Unternehmen mit Berichterstattung zu Zielgrof3en
Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie

Abbildung 3: Berichterstattung zu Zielgré3en bei Unternehmen der kommunalen Ebene und Bundes-/Landesebene

Die Berichterstattung zu Zielgréfien fir den Frauenanteil auf 2. und 3. Fihrungsebene ist zwi-
schen den foderalen Ebenen weiter sehr unterschiedlich ausgepragt. Im Vergleich zum Vorjahr
ist die Berichterstattung auf allen fdderalen Ebenen gestiegen. Den hdchsten Anteil weisen die
Unternehmen des Bundes mit 82,9 % (Vj. 70,3 %) auf; dies entspricht einem Anstieg zum Vorjahr
um 12,6 Prozentpunkte. Bei den Unternehmen der Lander erhdhte sich der Anteil um 9,4 Pro-
zentpunkte auf 63,6 % (Vj. 54,2 %). Auf kommunaler Ebene stieg er um 3,1 Prozentpunkte auf
63,7 % (Vj. 60,6 %). Damit liegen die Lander und die kommunale Ebene nahezu gleichauf, wah-
rend die Bundesunternehmen weiterhin eine deutlich hdhere Berichterstattungsquote aufweisen.
Trotz der gestiegenen Transparenz auf allen foderalen Ebenen besteht, entsprechend den
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Gesetzeszielen, fir einen relevanten Teil der Unternehmen weiterhin deutlicher Transparenzbe-
darf. Die offentliche Hand ist angehalten, durch konkrete MaRnahmen ihre gesellschaftspolitische
Vorbildfunktion und ihre Einflussmoglichkeiten als Gesellschafterin sowie in den Aufsichtsorga-
nen wahrzunehmen, um bestehende Berichtspflichten durchzusetzen und dartiber hinaus Trans-
parenz zu fordern und damit verbundene Governance-Defizite sowie Reputations- und Vertrau-
ensverluste zu vermeiden.

Im nachsten Schritt wurde in Abbildung 4 eine Differenzierung nach Branchen vorgenommen.
Die systematische und differenzierte Branchenzuordnung erfolgte in Anlehnung an die Klassifi-
kation der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt 2025b)
und unter Bertcksichtigung der in den Beteiligungsberichten geschilderten Unternehmensgegen-
stdnde. Bei Unternehmen, die in mehreren Branchen téatig sind, wurde die Zuordnung nach dem
kommunizierten Hauptbetatigungsfeld vorgenommen. Einzelne Unternehmen, die nicht eindeutig
einer Branche zugeordnet werden konnten, sowie Branchen mit weniger als 5 Unternehmen wur-
den unter ,Sonstige” zusammengefasst. Hinter der Balkenbezeichnung in Abbildung 4 befinden
sich jeweils in Klammern die Gesamtanzahl der Unternehmen mit mehr als 500 Arbeitnehmenden
und die Anzahl der berichtenden Unternehmen. Im Balken rechts wird der prozentuale Anteil
berichtender &ffentlicher Unternehmen gezeigt. Die Sortierung erfolgt nach dem prozentualen
Anteil 6ffentlicher Unternehmen mit Berichterstattung zu Zielgréfien absteigend.
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Abbildung 4: Branchenvergleich zur Berichterstattung zu Zielgré3en fiir den Frauenanteil auf 2. und 3. Fiihrungsebene

Wie im Vorjahr fallt die Berichterstattung Uber festgelegte ZielgréRen im Sozial- und Gesundheits-
bereich vergleichsweise gering aus: ,Gesundheits- & Sozialwesen® (36,8 %, Vj. 35,3 %) und
.Krankenhauser* (25,7 %, Vj. 25,0 %). Auch in der Branche ,Bildung, Wissenschaft & Forschung*
bleibt die Offenlegungsquote trotz eines Anstiegs mit 14,3 % (Vj. 0 %) niedrig. Das Branchenge-
falle erklart sich teilweise Uber die in der Methodik erlauterten Berichtsausnahmen. Deutlich
hohere Offenlegungsquoten weisen die technischen Branchen ,Energie-/Wasserversorgung &
Stadtwerke“ (88,9 %; Vj. 85,2 %) und ,Verkehr/OPNV & Transport (87,2 %; Vj. 81,1 %) auf. In
den Branchen ,Wohnungswesen* (Vj. 75,0 %) und ,Flug- & Seehéafen® (Vj. 83,3 %) berichten alle
untersuchten Unternehmen zu ZielgréRen.



22

5. Befunde zur Hohe der festgelegten ZielgroRen

Im aggregierten Gesamtschnitt (Mittelwert) liegt die Hohe der verdéffentlichten ZielgrofRen fir die
2. und 3. Fuhrungsebene im Geschaftsjahr 2024 bei 29,3 % und damit um 0,4 Prozentpunkte
hoher als im Vorjahr (Vj. 28,9 %). Fir die 2. Fihrungsebene liegt die durchschnittliche Zielgroie
bei 27,6 % (Vj. 27,3 %) und fur die 3. Fihrungsebene bei 31,0 % (Vj. 30,5 %) — ein Abstand von
3,4 Prozentpunkten. Damit liegen die ZielgroRen hoher als die aktuelle Reprasentation von
Frauen auf 1. Fihrungsebene (Geschaftsflihrungsorgane) offentlicher Unternehmen — diese liegt
bei 23,4 % (Papenfuld et al. 2026). Bei den festgelegten Zielgrofien bestehen nicht nur substan-
zielle Unterschiede zwischen Branchen, sondern in bemerkenswerter Weise auch innerhalb von
Branchen. In der Gesamtschau sind die Unternehmen von den in Gesetzesbegriindungen und
von der Politik formulierten Zielen weit entfernt.

Besonders bemerkenswert sind bei der ZielgroRenhdhe abermals die substanziellen Unter-
schiede zwischen oéffentlichen Unternehmen in Ost- und Westdeutschland™. Offentliche Unter-
nehmen aus den ostdeutschen Bundeslandern und Stadten (einschlie8lich Berlin) weisen im
aggregierten Gesamtschnitt eine Zielgréf3e von 35,2 % (Vj. 32,8 %) fur die 2. und 3. Flhrungs-
ebene auf, offentliche Unternehmen aus den westdeutschen Bundeslandern und Stadten (ein-
schliellich Hamburg und Bremen) hingegen nur 29,0 % (Vj. 26,7 %). Damit verbleibt ein deutli-
cher und nahezu unveranderter Ost-West-Unterschied von 6,2 Prozentpunkten (Vj. 6,1 Prozent-
punkte). Ohne die Stadtstaaten betragt der Ost-West-Unterschied 3,7 Prozentpunkte (Vj. 4,1 Pro-
zentpunkte). Damit zeigt sich nicht nur ein erheblicher Unterschied in der Reprasentation von
Frauen auf der obersten Fuhrungsebene zwischen Ost- und Westdeutschland (Papenful} et al.
2026), sondern auch eine starke Divergenz in der Héhe der ZielgroRen der 2. und 3. Flhrungs-
ebene.

In Abbildung 5 wird dargestellt, wie viele Unternehmen prozentual Zielgréfen fur den Frauenan-
teil auf 2. und 3. Fihrungsebene in verschiedenen GréRenbereichen festgelegt haben. Die 2. und
3. Fuhrungsebene werden dabei im direkten Vergleich jeweils untereinander dargestellt. Im Bal-
ken rechts wird der prozentuale Anteil berichtender 6ffentlicher Unternehmen gezeigt.

Am haufigsten legen die Unternehmen eine ZielgréRe zwischen 20 % und 30 % fest: Dies qilt fur
41 Unternehmen (30,6 %) auf der zweiten und 42 Unternehmen (32,6 %) auf der dritten Fuh-
rungsebene. Bei 15 Unternehmen (11,2 %) liegt die ZielgréRRe fur die zweite Flihrungsebene unter
10 %, darunter bei beachtlichen 11 Unternehmen (8,2 %) bei 0 %. Fir die dritte Fihrungsebene
weisen vier Unternehmen (3,1 %) eine Zielgréfie von unter 10 % auf, darunter ein Unternehmen
(0,8 %) mit einer ZielgrofRe von 0 %. Eine Zielgréle von Uber 30 % formulieren 63 Unternehmen
(47,0 %) fur die zweite und 65 Unternehmen (50,4 %) flr die dritte Fihrungsebene. Insgesamt
sieht damit je FUhrungsebene rund die Halfte der Unternehmen einen Frauenanteil von mehr als
30 % als ZielgroRRe vor. Eine ZielgroRe von uber 50 % setzen dagegen lediglich vier Unternehmen
(3,0 % bzw. 3,1 %) fest.

14 Ostdeutschland: Landesunternehmen und kommunale Unternehmen aus Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiringen sowie des Stadtstaates Berlin. Westdeutschland: Landesunternehmen und kom-
munale Unternehmen aus Baden-Wiirttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein sowie der Stadtstaaten Bremen (einschlie3lich Bremerhaven) und Hamburg.
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Balken rechts: Absolute Anzahl und prozentualer Anteil (in Klammern) mit festgelegter ZielgroRRe
Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie

Abbildung 5: Festgelegte Zielgré3en fiir den Frauenanteil auf 2. und 3. Fiihrungsebene

Zudem sind in diesem Kontext die erheblichen Unterschiede bei den festgelegten ZielgroRen im
Vergleich zum vorliegenden Status quo beim Frauenanteil auf den jeweiligen Flihrungsebenen in
den Unternehmen bemerkenswert. Abbildung 6 zeigt, bei wie vielen Prozent der untersuchten
Unternehmen die festgelegte ZielgroRRe auf, Uber oder unter dem aktuellen Status quo des Frau-
enanteils auf den jeweiligen Fihrungsebenen liegt. Die 2. und 3. Fihrungsebene werden im
direkten Vergleich jeweils untereinander dargestellt. Im Balken rechts wird der prozentuale Anteil
an offentlichen Unternehmen mit entsprechender ZielgroRenfestlegung gezeigt. Insgesamt konn-
ten fur die 2. Fihrungsebene 134 Unternehmen und fiir die 3. Fihrungsebene 129 Unternehmen
erfasst werden, die sowohl Uber den Status quo als auch Uber die Festlegung einer ZielgroRe
berichten.
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Balken rechts: Prozentualer Anteil 6ffentliche Unternehmen mit jeweiliger ZielgroRe

Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie

Abbildung 6: Verhéltnis der festgelegten Zielgré3e zum Status quo beim Frauenanteil auf 2. und 3. Flihrungsebene

Bei 44 Unternehmen (32,8 %) liegt die festgelegte ZielgrofRe fir die 2. Fihrungsebene unter dem
aktuellen Frauenanteil. Bei 21 Unternehmen (15,7 %) betragt die Differenz bis zu 5 Prozent-
punkte, bei 4 Unternehmen (3,0 %) zwischen 5 und 10 Prozentpunkten und bei 19 Unternehmen
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(14,2 %) mehr als 10 Prozentpunkte. Fur die 3. FUhrungsebene legen 41 Unternehmen (31,8 %)
eine ZielgroRe unterhalb des Status quo fest: bei 19 Unternehmen (14,7 %) um bis zu 5 Prozent-
punkte, bei vier Unternehmen (3,1 %) um 5 bis 10 Prozentpunkte und bei 18 Unternehmen
(14,0 %) um mehr als 10 Prozentpunkte.

Eine dem aktuellen Frauenanteil entsprechende ZielgroRe setzen 22 Unternehmen (16,4 %) fir
die 2. und neun Unternehmen (7,0 %) fur die 3. Fuhrungsebene fest.

Demgegentber formuliert jeweils die Mehrheit eine ZielgroRe oberhalb des Status quo. Fur die
2. Fuhrungsebene trifft dies auf 68 Unternehmen (50,7 %) zu. Davon liegt die ZielgroRe bei 18
Unternehmen (13,4 %) um bis zu 5 Prozentpunkte, bei 24 Unternehmen (17,9 %) um 5 bis 10
Prozentpunkte und bei 26 Unternehmen (19,4 %) um mehr als 10 Prozentpunkte tGber dem aktu-
ellen Frauenanteil. FUr die 3. FUhrungsebene legen 79 Unternehmen (61,2 %) eine hohere Ziel-
grole fest: bei 27 Unternehmen (20,9 %) um bis zu 5 Prozentpunkte, bei 25 Unternehmen
(19,4 %) um 5 bis 10 Prozentpunkte und bei 27 Unternehmen (20,9 %) um mehr als 10 Prozent-
punkte. Insgesamt strebt damit insbesondere auf der 3. Fiihrungsebene eine deutliche Mehrheit
der Unternehmen eine Erh6hung des Frauenanteils gegenliber dem Status quo an.

In diesem Zusammenhang ist weiterhin die Entwicklung der festgelegten Zielgrélen im Zeitver-
lauf aufschlussreich, d. h. ein Vergleich der aktuell festgelegten ZielgréRe mit der zuvor festge-
legten ZielgroRRe. Abbildung 7 zeigt, bei wie vielen Unternehmen prozentual die aktuell festgeleg-
ten Zielgréfien den zuvor festgelegten ZielgréfRen entsprechen oder dartiber bzw. darunter liegen.
Die 2. und 3. Fuhrungsebene werden wieder im direkten Vergleich jeweils untereinander darge-
stellt. Im Balken rechts wird der prozentuale Anteil an 6ffentlichen Unternehmen mit entsprechen-
der ZielgroRenfestlegung gezeigt.

Insgesamt konnten fur die 2. Fuhrungsebene 105 Unternehmen und fur die 3. FUhrungsebene
100 offentliche Unternehmen erfasst werden, die bereits zum wiederholten Mal eine ZielgroRe fur
die entsprechende Fihrungsebene festlegen und diese transparent berichten.

. o - 9,5 m 2. Flihrungsebene (n=105)
Verringerung zur letzten ZielgroRe 7.0 3. Fiihrungsebene (n=100)
Gleiche Zielgrae I <00

38,0
Steigerung zur letzten Zielgrée 1 05

Balken rechts: Prozentualer Anteil 6ffentliche Unternehmen mit jeweiliger ZielgroRe
Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie

Abbildung 7: Entwicklung der letzten Zielgré3enfestlegung im Vergleich zur vorherigen Zielgréenfestlegung

Fur zehn Unternehmen (9,5 %) auf der 2. und 7 Unternehmen (7,0 %) auf der 3. Flhrungsebene
fallt die aktuelle Zielgrofe geringer aus als die zuletzt festgelegte ZielgroRe. Eine unveranderte
Zielgrofie weisen 42 Unternehmen (40,0 %) auf der 2. und 38 Unternehmen (38,0 %) auf der 3.
FUhrungsebene aus. Damit ist der Anteil gleichbleibender Zielgro3en gegenliber dem Vorjahr
deutlich um 6,7 bzw. 9,4 Prozentpunkte gestiegen.

Die Mehrheit der Unternehmen nimmt gegenuber der vorherigen ZielgroRe eine Erhéhung vor:
53 Unternehmen (50,5 %) fur die 2. und 55 Unternehmen (55,0 %) fiur die 3. FUhrungsebene.
Trotz des weiterhin hohen Anteils ist gegenuber dem Vorjahr ein Ruckgang um 4,3 Prozentpunkte
auf der 2. und um 6,5 Prozentpunkte auf der 3. Flhrungsebene festzustellen. Insgesamt bleibt
die Erhdhung der ZielgroRe damit auf beiden Fuhrungsebenen die haufigste Entwicklung.
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Zugleich zeigt sich gegeniber dem Vorjahr eine Verschiebung hin zu gleichbleibenden Zielgré-
Ren, wahrend sowohl Erhéhungen als auch Verringerungen anteilig seltener auftreten.

Aufschlussreich zur Analyse der festgelegten ZielgréRen ist die Differenzierung nach Branchen.
Abbildung 8 fasst die durchschnittliche Hohe der Zielgrofden (Mittelwert) differenziert nach Bran-
che zusammen. Die 2. und 3. Fihrungsebene werden im direkten Vergleich jeweils untereinander
dargestellt. Hinter der Balkenbezeichnung befindet sich jeweils in Klammern die Anzahl an
Unternehmen mit Berichterstattung zu ZielgroRen. Am Balken rechts wird der Mittelwert der fest-
gelegten ZielgroRen zum Frauenanteil in den Flihrungsebenen gezeigt. Die Sortierung erfolgt
nach durchschnittlich festgelegter ZielgroRe fir den Frauenanteil auf 2. Fliihrungsebene je Bran-
che absteigend.

Bei der Interpretation ist stets kontextgerecht zu beriicksichtigen, wie viele Unternehmen fir die
jeweilige Branche und Klassifizierung vorliegen und inwiefern sich dies an einzelnen Stellen auf
die Einzelbefunde und die Vergleichbarkeit auswirkt.
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Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie

Abbildung 8: Branchenvergleich zur durchschnittlichen Zielgréf3e

Bei den ZielgrofRen fur den Frauenanteil auf der 2. und 3. Fihrungsebene bestehen sowohl zwi-
schen als auch innerhalb der Branchen substanzielle Unterschiede. Auf der 2. Flihrungsebene
reicht die Spannweite von 24,2 % in der Branche ,Krankenhauser” bis 50,9 % in der Branche
,Gesundheits- & Sozialwesen". Ebenfalls vergleichsweise hohe ZielgroRen weisen die Branchen
~Kultur, Kunst & Erholung® (47,5 %) sowie ,Wirtschaftsforderung & Stadtmarketing“ (46,7 %) auf.
Die niedrigsten Durchschnittswerte zeigen die Branchen ,Krankenhauser und
,Beteiligungs- & Holdinggesellschaften* (25,6 %).
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Auf der 3. Fihrungsebene liegt die Branche ,Gesundheits- & Sozialwesen® mit einer durchschnitt-
lichen Zielgrof3e von 50,0 % ebenfalls an erster Stelle, gefolgt von der Branche ,Wirtschaftsfor-
derung & Stadtmarketing“ (46,0 %). Die niedrigste durchschnittliche Zielgréf3e wird in der Branche
,Verkehr/OPNV & Transport“ (26,8 %) formuliert.

In 8 der 13 betrachteten Branchen liegt die durchschnittliche ZielgréRe auf der 3. Fihrungsebene
Uber derjenigen auf der 2. Fihrungsebene. Besonders grof} ist der Abstand in den Branchen
.Krankenhauser® (11,7 Prozentpunkte) und ,Abfall- & Abwasserentsorgung“ (10,9 Prozent-
punkte). Bei z. B. ,Energie-/Wasserversorgung & Stadtwerke” liegen die ZielgrofRen fir 2. und 3.
FUhrungsebene deutlich naher beieinander (27,8 % bzw. 27,7 %). Die Zielgrofie fur die 2. Flh-
rungsebene ist bei ,Energie-/Wasserversorgung & Stadtwerke®, trotz des niedrigeren Frauenan-
teils in der Belegschaft, hoher als bei ,Krankenhauser” (24,2 %). Ein auffallig gegenlaufiges Ver-
haltnis zeigt sich bei ,Kultur, Kunst & Erholung“: Hier liegt die Zielgréfie auf der 2. Fihrungsebene
um 6,8 Prozentpunkte Uber dem Wert der 3. Fuhrungsebene. Bei der Einordnung der Branchen-
unterschiede sind allerdings die teilweise geringen Fallzahlen zu berlcksichtigen.

Auch innerhalb der Branchen zeigen sich erhebliche Unterschiede bei den festgelegten Zielgro-
Ren. In den beiden Branchen mit der héchsten Anzahl berichtender Unternehmen zeigt sich
exemplarisch folgendes Bild:

In der Branche ,Energie-/Wasserversorgung & Stadtwerke® liegt der Minimalwert flir die Zielgro-
Ren auf der 2. Fihrungsebene ebenfalls bei 0 % und auf der 3. Fihrungsebene bei 10,0 %; der
Maximalwert liegt bei jeweils 50,0 %. Fur die 2. Fihrungsebene wird bei 2 Unternehmen (8,7 %)
eine Zielgréle von bis zu 10 %, bei 3 Unternehmen (13,0 %) von Uber 10 % bis 20 %, bei 11
Unternehmen (47,8 %) von uber 20 % bis 30 % und bei 7 Unternehmen (30,4 %) von uber 30 %
festgelegt. Fur die 3. Fihrungsebene wird bei 1 Unternehmen (4,5 %) eine Zielgrdlie von bis zu
10 %, bei 4 Unternehmen (18,2 %) von Uber 10 % bis 20 %, bei 10 Unternehmen (45,5 %) von
uber 20 % bis 30 % und bei 7 Unternehmen (31,8 %) von Uber 30 % festgelegt.

In der Branche ,Verkehr/OPNV & Transport* liegt der Minimalwert fiir die Zielgrofen auf der
2. und 3. FUhrungsebene jeweils bei 0 %; der Maximalwert liegt bei 50 % bzw. 43,2 %. Fir die 2.
Flhrungsebene wird bei 3 Unternehmen (8,8 %) eine Zielgrée von bis zu 10 %, bei 6 Unterneh-
men (17,6 %) von Gber 10 % bis 20 %, bei 6 Unternehmen (17,6 %) von Gber 20 % bis 30 % und
bei 19 Unternehmen (55,9 %) von uUber 30 % festgelegt. Fur die 3. Fihrungsebene wird bei 2
Unternehmen (6,3 %) eine Zielgrofe von bis zu 10 %, bei 8 Unternehmen (25,0 %) von tber 10 %
bis 20 %, bei 10 Unternehmen (31,3 %) von uber 20 % bis 30 % und bei 12 Unternehmen
(37,5 %) von uber 30 % festgelegt.

Kontextabhangig gilt es stets zu berlcksichtigen, durch welche Sachverhalte einige ZielgroRen-
festlegungen und Veranderungen zum Status quo determiniert sein kdnnen. Eine geringere Ziel-
groflke im Vergleich zum Status quo oder einer zuvor festgelegten ZielgroRe muss nicht zwingend
als schlechte Public Corporate Governance verstanden werden. Wird eine Zielgrofe innerhalb
der gesetzten Frist nicht erreicht, ist dies zu berichten und zu begrinden (§ 289f Abs. 2 Nummer
4 HGB). Bei einer neuen ZielgréRenfestlegung bleibt das gesetzliche Verschlechterungsverbot
malfdgeblich. Die gesetzlichen Regelungen bieten die Méglichkeit, in begriindeten Fallen situati-
onsgerecht von festgelegten ZielgréRen oder dem Status quo abzuweichen, wenn sich die Per-
sonalplanung doch nicht wie gewilinscht oder erhofft umsetzen lasst, sodass die Unternehmen
grundsatzlich ausreichend Spielraum flr die Anpassung ihrer Personalstruktur haben. Zudem ist
ein Rickgang des Frauenanteils nicht zwangslaufig auf das Ausscheiden von Frauen auf den
einzelnen Flhrungsebenen zuriickzuflhren, sondern kann schlicht rein mathematisch auch z. B.
durch die Schaffung oder den Wegfall von Positionen auf den jeweiligen Fihrungsebenen oder
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mit Umstrukturierungen im Unternehmen verbunden sein. Auch ein Erhalt des Status quo als
neue ZielgrofRe kann zumindest kurz- bis mittelfristig als positiv interpretiert werden, wenn prog-
nostisch im geplanten Zeitraum keine personellen Veranderungen oder Stellenwechsel vorgese-
hen sind. Der Festlegung einer Zielgrof3e von 0 % sollte allerdings in jedem Fall eine gewissen-
hafte Auseinandersetzung mit den besonderen Rahmenbedingungen vorausgehen, die es aus
Sicht des Geschaftsfihrungsorgans ausschlief3en, dass innerhalb der Fristsetzung eine Position
auf der 2. oder 3. Fuhrungsebene mit einer Frau besetzt wird. Die Entscheidung muss klar und
verstandlich unter ausfihrlicher Darlegung der tragenden Erwagungen begriindet werden (§ 76
Abs. 4 AktG; § 36 GmbHG).

6. Wege fiir HR-IT-Governance mit softwarebasierter Informationsaufbereitung

Fir eine moderne Personalentwicklung sowie ein modernes HR- und Talentmanagement ist auf
Ebene der Gebietskdrperschaft eine softwarebasierte Unterstlitzung mit im Alltag schnell und
entscheidungsnutzlich aufbereiteten HR-Informationen erforderlich (Papenful3/Wagner-Krechlok
2025). In gréleren Gebietskdrperschaften oder bei einem umfangreichen Unternehmensportfolio
bietet sich zur Realisierung der Anforderungen regelmafig eine Fachsoftware fiir die Beteili-
gungssteuerung an. In kleineren Gebietskdrperschaften ohne eine solche Fachsoftware zur
Beteiligungssteuerung sollten zeitnah andere situationsgerechte Losungen etabliert oder die Ein-
fuhrung einer Fachsoftware zur Beteiligungssteuerung geprift werden. Im Folgenden werden in
diesem Kontext Perspektiven fiir eine HR-IT-Governance veranschaulicht.

Damit flexible ZielgroRen ihre Funktion als Governance-Innovation erfilllen kénnen, ist die Ein-
bettung in eine leistungsfahige HR-IT-Governance erforderlich. Diese sollte nicht nur Daten
erfassen, sondern die Zielerreichung, personalpolitische MaRnahmen und Verantwortlichkeiten
nachvollziehbar miteinander verknipfen. In Zeiten der immer schneller voranschreitenden digita-
len Transformation und der neuen Mdglichkeiten durch den Einsatz kinstlicher Intelligenz muss
reflektiert werden, wie zeitgemal die HR-IT-Governance ausgestaltet sein muss, um die Zieler-
reichung bei der Digitalisierung im HR-Management einer Gebietskérperschaft zu unterstitzen.
Eine Fachsoftware zur Beteiligungssteuerung kann hierbei eine zentrale Infrastruktur bieten.
Auch der Deutsche Stadtetag betont, dass der Software fur das Beteiligungsmanagement beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen ist (Deutscher Stadtetag 2017).

Als Fachsoftware zur Beteiligungssteuerung werden Programme bezeichnet, die Aufgaben des
Beteiligungsmanagements unterstutzen und Uber lokale Anwendungen oder Onlineanwendun-
gen genutzt werden (Papenful’/Wagner-Krechlok 2021b). Beteiligungssteuerung bezeichnet ins-
besondere die Aufgaben und Tatigkeiten des politisch zustandigen Organs und der Verwaltungs-
spitze, darunter u. a. die Wahrnehmung der Gesellschafterfunktion, Entscheidungen und die Ent-
wicklung strategischer Ziele (Deutscher Stadtetag 2017). Das Beteiligungsmanagement unter-
stitzt die Beteiligungssteuerung durch Entscheidungsvorbereitung und -kontrolle. Zu seinen Auf-
gaben zahlen u. a. die Beteiligungsverwaltung, das Beteiligungscontrolling, die Gremienverwal-
tung, die Mandatsbetreuung, Geschaftsfihrungsangelegenheiten (z. B. Vergutung in der Ver-
gleichsgruppe, Bemessung von variablen Vergltungen, Berichtswesen und Analysefunktionen)
(Papenfuld/Schmidt 2026¢, Papenful’ et al. 2022b, Deutscher Stadtetag 2017).

Als Teil eines strategischen Informationssystems einer Gebietskdrperschaft flihrt die Fachsoft-
ware zur Beteiligungssteuerung Informationen zum Beteiligungsportfolio einer Gebietskorper-
schaft zusammen und schafft die Grundlage zur aktiven Beteiligungssteuerung (Papenful3/Wag-
ner-Krechlok 2021b). Sie integriert Daten aus Verwaltung und 6ffentlichen Unternehmen in einer
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konsistenten Datenbasis und stellt diese Uber rollenbezogene Benutzeroberflachen z. B. der Ver-
waltungsspitze, Mitgliedern von Aufsichtsorganen, Beschaftigten im Beteiligungsmanagement
und Gleichstellungsbeauftragten bereit. ZielgroRen, Ist-Werte, Fristen und MalRnhahmen kdnnen
so gemeinsam zur Verfligung gestellt und ausgewertet werden. Standardisierte Eingabemasken
oder Datei-Uploads erleichtern den Informationsaustausch; Dashboards verdichten die Daten fiir
Entscheidungen in Politik, Verwaltung und Unternehmensorganen.

Fir die Steuerung flexibler Zielgrof3en sollten in der Fachsoftware zur Beteiligungssteuerung die
ZielgroRen der einzelnen Unternehmen, die jeweiligen Fristen und Kennzahlen zur Zielerreichung
abgebildet werden. Aufwandsarme elektronische Eingaben kdnnen die zeithahe Datenbereitstel-
lung durch die 6ffentlichen Unternehmen unterstitzen. Ein Diversitats- oder HR-Modul kann Ent-
scheidungsverantwortlichen sowie Gleichstellungsbeauftragten eine kompakte Gesamtibersicht
Uber das Beteiligungsportfolio geben und z. B. Abweichungen frih sichtbar machen. Als gute
Praxis nennt die Evaluation der gesetzlichen Regelungen etwa die quartalsweise Aufbereitung in
einem Ampelsystem und die Ubersetzung prozentualer Frauenanteile in absolute Personenzah-
len, um realistische Zielgrofen fundiert festzulegen (BMFSFJ 2020).

Bisherige Forschung zeigt, dass Fachsoftwarelésungen flir die Beteiligungssteuerung den Bedarf
an nichtfinanziellen Kennzahlen, wie bspw. zu ZielgroRen und deren Erreichung, bislang nur
unzureichend abdecken (Papenfuld/Wagner-Krechlok 2021b). PCGKs und eine Fachsoftware zur
Beteiligungssteuerung koénnen sich hier wechselseitig erganzen: Der PCGK kann als konzeptio-
neller Uberbau Anforderungen, Rollen und Berichtswege definieren; die Software unterstiitzt inre
regelmafige und nachvollziehbare Umsetzung. Zusammen kdnnen sie bei anforderungsgerech-
ter Ausgestaltung zentrale Bausteine fir die Verflgbarkeit und Nutzbarkeit von HR- und Diversi-
tatsinformationen sowie fur eine moderne und leistungsfahige HR-IT-Governance sein.

Fir ein integriertes Personalmanagement von Kernverwaltung und offentlichen Unternehmen
sollte die Fachsoftware perspektivisch mit einem strategisch ausgerichteten Personalinformati-
onssystem (,Human Resource Information System®) verbunden werden. Dieses stellt fur den
gesamten ,Konzernverbund Gebietskoérperschaft‘ die Informationen bereit, die fir eine moderne
Personalplanung und -entwicklung erforderlich sind. Dazu zahlen z. B. Fahigkeitsprofile von
Schlusselpersonal, Daten fur das Talentmanagement, Personalentwicklungsmalinahmen wie
Coaching- und Mentoringpartnerschaften zwischen Verwaltung und 6ffentlichen Unternehmen,
Vergutungsdaten und Vergleichsgruppen u. a. von Mitgliedern von Top-Managementorganen so-
wie Informationen zu Diversitat, Ausbildung, Zufriedenheit und Fluktuation etc. ZielgréRen und
Ist-Werte fur die 2. und 3. FUhrungsebene sind ein zentraler Bestandteil. Eine solche Informati-
onsgrundlage unterstutzt die Entwicklung interner Talente, macht Fortschritte und Handlungsbe-
darfe transparent und starkt damit zugleich Arbeitgeberattraktivitdt und soziale Nachhaltigkeit.
Aufgrund der mittlerweile technisch mdglichen Lésungen sind die Anforderungen mit realisti-
schem Ressourcen- und Zeitaufwand sehr gut und alltagsgerecht erflllbar. Hier sollten zeitnah
in allen Gebietskorperschaften situationsgerechte Wege zur Entwicklung einer zeitgemafien HR-
IT-Governance realisiert werden.

7. Fazit und Ausblick

Dem Staat und 6ffentlichen Unternehmen werden in der Debatte um gleichberechtigte Teilhabe
von Frauen in Fuhrungspositionen eine besondere Verantwortung und Vorbildfunktion zuge-
schrieben. Eine chancengerechte Besetzung von Spitzenpositionen ist fir die Zukunftsgestaltung
des offentlichen Sektors zentral und ein Schlisselthema nachhaltiger Public Corporate Gover-
nance. Die Reprasentation von Frauen in Flhrungspositionen ist ein stark diskutiertes Thema in



29

Gesellschaft, Politik, Praxis und Wissenschaft und wird durch gesetzliche und selbstregulatori-
sche Initiativen auf unterschiedlichen Ebenen adressiert. Die 2. und 3. Fiihrungsebene sind fir
gleichberechtigte Teilhabe und nachhaltige Fortschritte besonders relevant. Sie bilden einen
wichtigen Erfahrungs- und Rekrutierungspool fir kiinftige Besetzungen der Unternehmensspitze.

In einem grofReren Kontext geht es in der Diskussion um staatliche Handlungsfahigkeit um die
Frage, wie moderne Gesellschaften mit einer Kombination von flexibler Selbstregulierung mit ver-
pflichtender Berichterstattung gesellschaftlich erwinschte Veranderungen erreichen konnen.
Hybride Regulierung verbindet staatliche Vorgaben mit organisationaler Eigenverantwortung.

Bei der Berichterstattung zu Zielgrélien bestehen bei den untersuchten Unternehmen weiterhin
grolie Transparenzliicken. Wo gesetzliche Berichtspflichten bestehen, missen Geschaftsfiih-
rungsorgane sowie politische Entscheidungsverantwortliche in Gebietskdrperschaften und Auf-
sichtsorganen zeitnah die Einhaltung der Bestimmungen gewahrleisten und etwaige Compliance-
Defizite beheben. Unabhangig von gesetzlichen Berichtspflichten sollten groRe offentliche
Unternehmen angesichts ihrer Verantwortung dieselben Transparenzanforderungen bezlglich
flexibler ZielgroRen erflllen. Politik und Unternehmensfihrungen sind gefordert, die
Erfullung der Anforderungen sicherzustellen bzw. Transparenz zu férdern. Fehlende Berichter-
stattung kann das Vertrauen in die Unternehmen der 6ffentlichen Hand und in die politischen
Gremien malgeblich schwachen. Umgekehrt kann Transparenz ein positives Gestaltungsthema
fur die offentliche Hand sein, indem sie durch eine nachvollziehbare Zielsetzung die Organisati-
onskultur sichtbar macht. Im Wettbewerb um die besten Kdpfe spielen Faktoren wie die Unter-
nehmenskultur eine zunehmend wichtige Rolle.

Bei der Hohe der Zielgréfien fir die 2. und 3. Flihrungsebene bleiben die untersuchten Unterneh-
men bei der Zielgrofienformulierung deutlich hinter den in den Gesetzesbegriindungen und von
der Politik formulierten Zielen zurtick. Zwischen und innerhalb der Branchen bestehen substan-
zielle Unterschiede in der Zielformulierung. Neben strukturellen Herausforderungen scheinen
auch unternehmensspezifische Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle zu spielen. Die 6ffentli-
che Hand als Gesellschafterin und die politisch legitimierten Mitglieder der Aufsichtsorgane soll-
ten bestehende Einfluss- und Uberwachungsmdglichkeiten nutzen und ambitionierte, realistische
Zielgrélken mit geeigneten PersonalentwicklungsmalRnahmen verbinden, um politisch formulierte
Ziele in einer angemessenen Frist zu erreichen.

Angesichts der Studienergebnisse sind vielfaltige ,Kulturarbeit” und nachhaltige Personalentwick-
lung zentral. Weiter sollte jede Gebietskdrperschaft zeitnah Empfehlungen in einen Public Cor-
porate Governance Kodex (PCGK) aufnehmen, die die Anforderungen zur ZielgréRenfestlegung
nach § 76 AktG/§ 36 GmbHG und deren Berichterstattung nach § 289f HGB aufgreifen. PCGKs
bieten verbindliche Auseinandersetzung mit Gestaltungsfreiheit und die Mdglichkeit zur Ubertra-
gung von Regelungen auf andere Unternehmen. PCGKs kdnnen wichtige erganzende Hinweise
zu den gesetzlichen Bestimmungen geben und deren Einhaltung durch transparente Rechen-
schaftsmechanismen unterstitzen (Papenfuld/Schmidt 2026a).

Eine softwarebasierte HR-IT-Governance sollte Informationen zu Frauenanteilen, Zielgré3en und
Schlusselqualifikationen bereitstellen. Diese Informationen sollten auf Ebene der Gebietskorper-
schaft im Alltag fur ein modernes HR- und Talentmanagement schnell und entscheidungsnutzlich
verfugbar sein. Dazu gehoéren u. a. Frauenanteile auf den einzelnen Fihrungsebenen, ZielgroRen
und Fristen, die Zielerreichung sowie Informationen zu Personen mit Schlisselqualifikationen und
zu Personalentwicklungsmaflnahmen.

Die Studie bietet Unternehmen, Politik, Verwaltung, Beratung, Hochschullehre, Schulen, Medien
und der interessierten Offentlichkeit ein relevantes empirisches Fundament zur Diskussion und
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Gestaltung. Damit mdchte sie relevante Entwicklungsbeitrage zur Weiterentwicklung einer wert-
orientierten Entscheidungs- und Transparenzkultur im 6ffentlichen Sektor und zur Férderung von
Chancengerechtigkeit leisten. Flexible ZielgroRen mit verpflichtender Berichterstattung verdienen
als potenzialreiche Governance-Innovation fiir Personalentwicklung, Arbeitgeberattraktivitat und
soziale Nachhaltigkeit weiter eine besonders intensive Betrachtung und Diskussion.



31

Literaturverzeichnis

Anheier, H. K./Fliegauf, M. T. (2013): The Contribution of Innovation Research to Understanding Governance
Innovation: A Review. In H. K. Anheier (Hrsg.), Governance Challenges and Innovations (pp. 136—169).
Oxford University Press. https://doi.org/10.1093/acprof:0s0/9780199674930.003.0007

ARD-GVK (2025): Pressemitteilung - Anstaltstibergreifende Governance-Standards fiir die ARD Intendantin-
nen und Intendanten sowie Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK) beschlie®en gemeinsam den ersten
Governance-Kodex der ARD, https://www.presseportal.de/ (Zugriff: 30.09.2026).

BMFSFJ/BMJ - Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend & Bundesministerium der Justiz
(2025): Neunte jahrliche Information der Bundesregierung tber die Entwicklung des Frauenanteils in FUh-
rungsebenen und in Gremien der Privatwirtschaft und des 6ffentlichen Dienstes des Bundes sowie der
Unternehmen mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung des Bundes. Berlin. https://www.bmbfsfj.bund.de/
(Zugriff: 30.09.2026).

BMFSFJ - Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020): Evaluationsgutachten: Evalu-
ation des Gesetzes Uber die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an Fihrungspositionen in
der Privatwirtschaft und im &ffentlichen Dienst (FiPoG): Studie im Auftrag des BMFSFJ, Berlin.
https://www.bmfsfj.de/ (Zugriff: 30.09.2026).

Bundesministerium der Finanzen (2024): Grundsatze guter Unternehmens- und aktiver Beteiligungsfiihrung im
Bereich des Bundes, https://www.bundesfinanzministerium.de (Zugriff: 29.09.2026).

Bundesregierung (2025): Modernisierungsagenda — fur Staat und Verwaltung (Bund), https://bmds.bund.de/
(Zugriff: 30.09.2026).

Der Spiegel (2026): Deutschland fehlen die Chefinnen. https://www.spiegel.de/ (Zugriff: 23.10.2026).

Deutscher Stadtetag (2017): Gute Unternehmenssteuerung: Strategien und Handlungsempfehlungen fiir die
Steuerung stadtischer Beteiligungen, https://www.staedtetag.de (Zugriff: 29.09.2026).

Expertenkommission D-PCGM (2026): Good Governance verdient Lob: "Preis fur reflektierte Governance-
Praxis" und "Preis Good Governance Standards", Einladung zur Bewerbung/Nominierung, https://pcg-mus-
terkodex.de/preisverleihung/ (Zugriff: 30.09.2026)

Expertenkommission D-PCGM (2024): Deutscher Public Corporate Governance-Musterkodex (D-PCGM),
Hrsg. Ulf Papenful’ & Klaus-Michael Ahrend, 4. Fassung vom 26.04.2024,
https://doi.org/10.48586/zu/01212

Feldman, Y. (2025): Can the Public be Trusted? On the Promise and Perils of Voluntary Compliance, Cam-
bridge University Press. https://doi.org/10.1017/9781009057998

FidAR — Frauen in die Aufsichtsrate e. V. (2025): Public Women-on-Board Index — Analyse und Ranking zum
Frauenanteil in den Aufsichtsgremien und Top-Managementorganen der 259 groRten 6ffentlichen
Unternehmen in Deutschland. https://wob-index.de/pwob.html (Zugriff: 28.09.2026).

Haas, M. (2025): Public Corporate Governance Kodizes: Analyse zur Rolle fur die Governance-Praxis und
den offentlichen Zweck, Wiesbaden.

Koch, J. (2021): § 76 Aktiengesetz, in: Beck'sche Kurz-Kommentare, Band 53, Aktiengesetz, Huffner, U./Koch,
J. (Hrsg.), 15. Auflage, Minchen.

Jakel, J./de Maiziére, T./Steinbrick, P./VoRkuhle, A. (2025): Initiative fur einen handlungsfahigen Staat,
Abschlussbericht. https://www.bundespraesident.de/ (Zugriff: 28.09.2026).

Liebing, I./Papenful}, U. (2025): VKU-Stipendien fur Talente — Doppelinterview Hauptgeschaftsfihrer VKU und
Prof. Dr. Papenfuld zum Studiengang Public Management mit Schwerpunkt Kommunalwirtschaft an der
Zeppelin Universitat. https://www.zfk.de/ (Zugriff: 30.09.2026).

Meier, J./Brosze, T./Papenful}, U./Wiesche, M. (Hrsg.) (2024): Digitale Daseinsvorsorge: Stadtwerke als Trei-
ber der digitalen Transformation fir Kommunen, Land und Bund, Wiesbaden. https://doi.org/10.1007/978-
3-658-44138-8

OECD (2025): State-Owned Enterprises and Sustainability: Leading by Example, https://www.oecd.org/
(Zugriff: 30.09.2026).

OECD (2024): OECD Guidelines on Corporate Governance of State-Owned Enterprises,
https://www.oecd.org/ (Zugriff: 30.09.2026).


https://doi.org/10.1093/acprof:oso/9780199674930.003.0007
https://www.presseportal.de/pm/149541/6038896
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/service/publikationen/neunte-jaehrliche-information-der-bundesregierung-ueber-die-entwicklung-des-frauenanteils-in-fuehrungsebenen-272028?utm_source=chatgpt.com
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/162402/86e9ad8f2a0f8a4613719d3a0b4b5d8c/evaluation-fuepog-data.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/grundsaetze-guter-unternehmens-und-aktiver-beteiligungsfuehrung.html
https://bmds.bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/Modernisierungsagenda_barrierefrei.pdf
https://www.spiegel.de/karriere/frauen-in-fuehrungspositionen-deutschland-liegt-weiter-unter-eu-durchschnitt-a-629492bf-70cf-4276-91a1-9119f6729db0
https://www.staedtetag.de/publikationen/weitere-publikationen/steuerung-staedtische-beteiligungen-2017
https://pcg-musterkodex.de/preisverleihung/
https://pcg-musterkodex.de/preisverleihung/
https://doi.org/10.48586/zu/01212
https://doi.org/10.1017/9781009057998
https://wob-index.de/pwob.html
https://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Berichte/DE/Frank-Walter-Steinmeier/2025/07/250714-Abschluss-Handlungsfaehiger-Staat.html
https://www.zfk.de/karriere/vku-stipendien-fuer-talente
https://doi.org/10.1007/978-3-658-44138-8
https://doi.org/10.1007/978-3-658-44138-8
https://www.oecd-ilibrary.org/governance/oecd-guidelines-on-corporate-governance-of-state-owned-enterprises-2024_18a24f43-en
https://www.oecd-ilibrary.org/governance/oecd-guidelines-on-corporate-governance-of-state-owned-enterprises-2024_18a24f43-en

32

Papenfuly, U. (2026): Public Corporate Governance, in: Tanja Klenk/Christina Schaefer/Sylvia Veit (Hrsg.),
Handbuch zur Verwaltungsreform, 6. Auflage, Wiesbaden. https://doi.org/10.1007/978-3-658-21571-2_29-2

Papenfuly, U./Schmidt, C. (2026a): Flexible Gender Targets with Mandatory Reporting: Introducing a Govern-
ance Innovation for Accountability, Public Values, and Social Sustainability, in: International Journal of Pub-
lic Sector Management, 39 (3), S. 270-287. https://doi.org/10.1108/IJPSM-11-2024-0389

Papenfuly, U./Schmidt, C. (2026b): Gender Pay Gap in Executive Director Positions: The Critical Organiza-
tional Context of Non-Listed Government-Owned Enterprises, in: Journal of Management and Governance.
https://doi.org/10.1007/s10997-026-09807-w

Papenfuly, U./Schmidt, C. (2026c¢): Vergitungsportal 6ffentliche Unternehmen, www.pcg-institut.de/ (Zugriff:
28.09.2026).

Papenfuly, U./Schmidt, C./Stonjek, L. (2026): Frauen in Top-Managementorganen 6ffentlicher Unternehmen —
Ein deutschlandweiter Stadtevergleich (FIT-Public Management-Studie 2026), Friedrichshafen.
https://doi.org/10.48586/zu/01229.

Papenful, U./Wolfsdérfer, M. (2026a): Offentliche Unternehmen in Deutschland: Ein Uberblick zu Anzahl,
Beschéftigten, Investitionen, Umsatz und Verschuldung. In: Mihlenkamp, H./Papenful?, U./Schulz-Nies-
wandt, F./Theuvsen, L. (Hrsg.): Handbuch Offentliche Wirtschaft. 2., (iberarbeitete u. erweiterte Aufl. Ba-
den-Baden, Nomos, S. 53-64.

Papenful, U./Wolfsdérfer, M. (2026b): Offentliche Unternehmen im internationalen Vergleich: Ein Uberblick zu
Anzahl, Beschéftigten und Unternehmenswerten. In: Mihlenkamp, H./Papenful3, U./Schulz-Nieswandt,
F./Theuvsen, L. (Hrsg.): Handbuch Offentliche Wirtschaft. 2., iberarbeitete u. erweiterte Aufl. Baden-Ba-
den, Nomos, S. 65-80.

Papenful®, U./Wagner-Krechlok, K. (2025): IT-supported Accountability for Sustainability in Connected City
Societies: The Interplay of Integrated Information Systems and Public Corporate Governance Codes, in:
Accounting, Auditing & Accountability. https://doi.org/10.1108/AAAJ-11-2022-6168

Papenfuly, U. (2023): Corporatised Public Service Provision of Local Governments in Germany: A Key Topic
for UN-SDGs and Promising Public Corporate Governance Developments, in: Van Genugten, M., Voorn,
B., Andrews, R., Papenful}, U., Torsteinsen, H. (Hrsg.) Corporatisation in Local Government, S. 197-220.
https://doi.org/10.1007/978-3-031-09982-3_9

Papenfuly, U. (2022): Die Krise nachhaltig gestalten — PCGKs jetzt einfiihren, Titelbeitrag iber den Deutschen
Public Corporate Governance-Musterkodex, in: Innovative Verwaltung, Heft 5, S. 10-14.

Papenfuly, U./Haas, M./Galioto, M./Blischke, B./Stritt, C./Muller, K./Krystofiak, F. (2022a): Reflektierte Fuh-
rungskultur durch Public Corporate Governance Kodizes — Umgang mit comply-or-explain und Digitalisie-
rungswege (PCGK-Report 2022), Friedrichshafen. https://doi.org/10.13140/RG.2.2.15023.00168

Papenfuly, U./Hartel, B./Schmidt, C. (2022b): Vergleichsgruppen zur Top-Managementvergutung fur Good
Governance mit digitalen VergUtungsportalen, in: Board — Zeitschrift fur Aufsichtsrate, Heft 6, S. 249-253.

Papenfuly, U./Polzer, T./Roos, Z. M. (2022c): Digitale Daseinsvorsorge und nachhaltige Stadtentwicklung: Em-
pirische Befunde zu Stadtwerken als Digitalisierungspartner und Gestaltungsperspektiven (DiDa-Stadt),
Friedrichshafen. https://doi.org/10.57938/0.2022.001

Papenfuly, U./Schmidt, C./Hahn, K. (2022d): Flexible ZielgréRen als Governance-Innovation: Frauen in 2. und
3. FUhrungsebene o&ffentlicher Unternehmen und Wege fur HR-IT-Governance (Flex-Gov-Studie 2022),
Friedrichshafen. https://doi.org/10.48586/zu/01235.

Papenfuly, U./Wagner-Krechlok, K. (2022): Public Corporate Governance Kodizes fur nachhaltige 6ffentliche
Aufgabenerfillung — International vergleichende Qualitatsanalyse fur die Schweiz und Handlungsperspekti-
ven (PCGK-DACH), Friedrichshafen. http://dx.doi.org/10.13140/RG.2.2.35464.90889

Papenfuly, U./Schmidt, C. (2021): Understanding Self-Regulation for Political Control and Policy-Making: Ef-
fects of Governance Mechanisms on Accountability, in: Governance, 34 (4), S. 1115-1141.
https://doi.org/10.1111/gove.12549

Papenfuly, U./Wagner-Krechlok, K. (2021a): Public Corporate Governance Kodizes flr nachhaltige Daseins-
vorsorge und Vertrauen in den Staat: Qualitatsmodell und Diffusion von Governance-Standards, in: der
moderne staat (dms), 15 (1), S. 175-207. https://doi.org/10.3224/dms.v15i1.08


https://doi.org/10.1108/IJPSM-11-2024-0389
https://doi.org/10.1007/s10997-026-09807-w
file:///C:/Users/c.schmidt/Downloads/www.pcg-institut.de/
https://doi.org/10.48586/zu/01229
https://doi.org/10.1108/AAAJ-11-2022-6168
https://doi.org/10.1007/978-3-031-09982-3_9
https://doi.org/10.13140/RG.2.2.15023.00168
https://doi.org/10.57938/O.2022.001
https://doi.org/10.48586/zu/01235
http://dx.doi.org/10.13140/RG.2.2.35464.90889
https://doi.org/10.1111/gove.12549
https://doi.org/10.3224/dms.v15i1.08

33

Papenfuly, U./Wagner-Krechlok, K. (2021b): Kommunale Beteiligungssteuerung fiir nachhaltige Daseinsvor-
sorge in der digitalen Transformation — Befunde zur Informationsnutzung und Perspektiven fir die Soft-
waregestaltung (K-BIT), Friedrichshafen. https://doi.org/10.13140/RG.2.2.22840.06400/1

Papenfuly, U./Keppeler, F. (2020): Does Performance-Related Pay and Public Service Motivation Research
Treat State-Owned Enterprises Like a Neglected Cinderella? A Systematic Literature Review and Agenda
for Future Research on Performance Effects, in: Public Management Review, 22 (7), S. 1119-1145.
https://doi.org/10.1080/14719037.2020.1740300

Schrempf-Stirling, J./Wettstein, F. (2023): The Mutual Reinforcement of Hard and Soft Regulation, in: Acad-
emy of Management Perspectives, 37(1), S. 72-90. https://doi.org/10.5465/amp.2022.0029

Spindler, G. (2019): § 76 Aktiengesetz, in: Miinchener Kommentar zum Aktiengesetz, Band 2 (5. Auflage),
Goette, W./Habersack, M. (Hrsg.), Miinchen.

Statistisches Bundesamt (2026a): Frauen in Flihrungspositionen in der EU. https://www.destatis.de/ (Zugriff:
28.09.2026).

Statistisches Bundesamt (2026b): Offentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen;
https://www.destatis.de/ (Zugriff: 28.09.2026).

Statistisches Bundesamt (2025b): Klassifikation der Wirtschaftszweige 2025; https://www.destatis.de/ (Zugriff:
30.09.2026).

Siddeutsche Zeitung (2026): Frauen in Flhrungspositionen: NRW lauft hinterher, https://www.sueddeut-
sche.de/ (Zugriff: 28.09.2026).

Tagesschau (2024): Viele 6ffentliche Firmen geben kein Frauenanteil-Ziel an, https://www.tagesschau.de/
(Zugriff: 28.09.2026).

Tagesschau (2025): Zehn Jahre Frauenquote - was hat sie gebracht?, https://www.tagesschau.de/ (Zugriff:
28.09.2026).

van Genugten, M./Voorn, B./Andrews, R./Papenful}, U./Torsteinsen, H. Hrsg. (2023): Corporatisation in Local
Government: Context, Evidence and Perspectives from 19 Countries, Palgrave MacMillan.
https://doi.org/10.1007/978-3-031-09982-3

Vereinte Nationen (2020): Vereinte Nationen: Ziele fir Nachhaltige Entwicklung. https://unric.org/de/17ziele/.
(Zugriff: 28.09.2026).

Zeitung fur kommunale Wirtschaft (2025): Frauen in Flihrung: Stadtwerke verschenken Potenziale.
https://iwww.zfk.de/ (Zugriff: 28.09.2026).

Zeppelin Universitat (2025): Lob fir Good Governance: Expertenkommission vergibt auf Tagung Preise fur
gute und verantwortungsvolle Fuhrung 6ffentlicher Unternehmen (Pressemitteilung), https://www.zu.de/.
(Zugriff: 28.09.2026).

ZEW - Leibniz-Zentrum fur Europaische Wirtschaftsforschung (2023): The Other Government: State-Owned
Enterprises in Germany and Their Implications for the Core Public Sector, ZEW Expert Brief Mannheim.


https://doi.org/10.13140/RG.2.2.22840.06400/1
https://doi.org/10.1080/14719037.2020.1740300
https://doi.org/10.5465/amp.2022.0029
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Arbeitsmarkt/Qualitaet-der-Arbeit/_dimension-1/08_frauen-fuehrungspositionen.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentliche-Finanzen/Fonds-Einrichtungen-Unternehmen/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Gueter-Wirtschaftsklassifikationen/klassifikation-wz-2008.html
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/gleichstellung-in-unternehmen-frauen-in-fuehrungspositionen-nrw-laeuft-hinterher-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-260916-930-692638
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/gleichstellung-in-unternehmen-frauen-in-fuehrungspositionen-nrw-laeuft-hinterher-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-260916-930-692638
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/frauenanteil-oeffentliche-firmen-studie-100.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/frauenquote-wirtschaft-management-gesetz-bilanz-100.html
https://doi.org/10.1007/978-3-031-09982-3
https://unric.org/de/17ziele/
https://www.zfk.de/karriere/stadtwerke-zielgroessen-frauen-in-fuehrungspositionen-kommunale-versorger
https://www.zu.de/newsroom/presse/240925-expertenkommission-vergibt-auf-tagung-preise-fuer-gute-und-verantwortungsvolle-fuehrung-oeffentlicher-unternehmen.php

34

Anhang

Anlage 1: Regelungsunterschiede in PCGKs zur Berichterstattung von flexiblen ZielgroBen fur

den Frauenanteil auf 2. und 3. Fiihrungsebene

Regelungen in PCGKs zur Berichterstattung von ZielgroBen fiir den Frauenanteil auf 2. und 3.
Fiihrungsebene

D-PCGM

Das Geschéftsfiihrungsorgan soll fir den Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen unterhalb des Ge-
schaftsfliihrungsorgans ZielgréRen festlegen, die tber den aktuellen Status-Quo hinausgehen. Sie soll [...]
am Anteil [...] unter den Beschéftigten orientieren (Rn. 107). Das Aufsichtsorgan und das Geschéftsfih-
rungsorgan berichten jahrlich in der Erkldrung zur Unternehmensfihrung analog § 289f HGB [...] die An-
gabe, ob die festgelegten Zielgrolen zum Frauenanteil in den beiden Flhrungsebenen [...] erreicht worden
sind, und wenn nicht, Angaben zu den sachlichen Griinden [...] (Rn. 5)

AKDB

Der Vorstand [...] soll [...] Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen unterhalb des [...] Geschéaftsfih-
rungsorgans ZielgroRen festlegen, die Uber den aktuellen Status-Quo hinausgehen [...] dabei am Anteil [...]
in der Vergleichsgruppe des Unternehmens und [...] in der Branche des Unternehmens orientieren. (Rn.
35). Bestandteile der Erklarung zur Unternehmensfiihrung sind: [...] die Angabe, ob die festgelegten Ziel-
gréRen zum Frauenanteil [...] in den beiden Flihrungsebenen unterhalb des Leitungsorgans erreicht worden
sind, und wenn nicht, Angaben zu den sachlichen Griinden.

ARD

In den zu veréffentlichenden Gleichstellungsberichten sollen ZielgroRen fir den Frauenanteil auf den jewei-
ligen Fuhrungsebenen festgelegt werden. (Rn. 14). Im Interesse gré3tmdglicher Transparenz sollen uber
die Internetseite der jeweiligen Rundfunkanstalten weitere Informationen zugénglich sein: [...] Gleichstel-
lungsbericht (Rn. 163)

Baden-
Wirttemberg

Die Geschéftsfiihrung soll [...] das Erreichen der freiwillig oder aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen ge-
setzten internen Ziele fur den Anteil von Frauen und Mannern in [...] Fhrungsebenen, sorgen (Rn. 54).
Diese [...] sind integraler Bestandteil der Berichterstattung an das Uberwachungsorgan. (Rn. 53)

Disseldorf

Die Geschaftsfuihrung[...] legt fir den Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen unterhalb der Geschafts-
fihrung ZielgroRen fest. Die Geschaftsfiihrung sorgt [...] dafiir, dass die Vorschriften des § 289a HGB ein-
gehalten werden. (Rn. 3.2.11)

Frankfurt
(Oder)

Das Geschéftsfiihrungsorgan soll fir den Frauenanteil in den beiden Fihrungsebenen unterhalb des Ge-
schaftsflihrungsorgans ZielgroRen festlegen. [...] dabei am Anteil [...] unter den Beschaftigten orientieren.
[...] (Rn. 127) [...] berichten jahrlich in der Erklarung zur Unternehmensfiihrung analog § 289 f HGB uber
die Corporate Governance [...]. Bestandteile [...] sind: die Angabe, ob die festgelegten Zielgrélen zum
Frauenanteil [...] gemal Regelungsziffer 127 erreicht worden sind, und wenn nicht, Angaben zu den sach-
lichen Griinden (Rn. 8)

Hamburg

Zudem ist bei mitbestimmten Unternehmen das [...] FiPoG | und [...] FiPoG Il zu beachten. Unmittelbare
und mittelbare Mehrheitsbeteiligungen der FHH oder der HGV (juristische Personen des Privatrechts und
des 6ffentlichen Rechts), die mehr als 100 Beschaftigte haben, unterfallen diesen Vorgaben [...] ebenfalls,
um sukzessive durch Festlegung von ZielgréfRen den Frauenanteil [...] zu erh6hen. [...] auch bei Unterneh-
men mit weniger als 100 Beschaftigten [soll] auf die Gleichstellung ausdriicklich hingewirkt werden. (Rn.
2.4)

KolIn

Die Erklarung Uber die Corporate Governance des Unternehmens erfolgt jahrlich analog zu § 289f HGB [...]
Bestandteile [...] sind: [...] die Angabe, ob die festgelegten Zielgréften zum Frauenanteil in den beiden Fih-
rungsebenen unterhalb des Geschéftsfiihrungsorgans erreicht worden sind, und wenn nicht, Angaben zu
den sachlichen Griinden (S. 5)

Leverkusen

Insbesondere soll sie [Anm.: die Geschaftsflihrung] auf ein ausgewogenes Verhaltnis von Frauen und Man-
nern sowie Diversitat auf allen Fihrungsebenen unterhalb der Geschéftsflihrung, insbesondere auf das Er-
reichen der freiwillig oder aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen gesetzten internen Ziele fur den Anteil von
Frauen und Mannern in den jeweiligen Fiihrungsebenen hinwirken. [...] (Rn. 84)

Remscheid

Die Geschaftsfiihrung soll fiir den Frauenanteil in den beiden Fiihrungsebenen unterhalb des Geschaftsfiih-
rungsorgans ZielgréRen festlegen, die tiber den aktuellen Status Quo hinausgehen. Sie soll sich dabei am
Anteil [...] unter den Beschéaftigten orientieren. (Rn. 3.3.1) Der Corporate Governance Bericht umfasst [...]
Darstellung zum Anteil von Frauen in Fuhrungspositionen [...] (Rn. 4.2.1.1)

Wuppertal

Die Geschéaftsfiihrung sorgt fir die Umsetzung des Gesetzes fir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen
und Mannern an Fuhrungspositionen [...] und legt fiir den Frauenanteil in den beiden Fuhrungsebenen un-

terhalb der Geschaftsfiihrung Zielgrofien fest. (D.2.3.1)

Keine Regelung: u. a. Berlin, Bielefeld, Bochum, Bonn, Bremen, Brandenburg, Darmstadt, Dortmund, Duisburg,
Essen, Flensburg, Frankfurt (Main), Halle (Saale), Leipzig, Lubeck, Lineburg, Magdeburg, Mainz, Mannheim, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nirnberg, Offenbach, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt, Wiesbaden

Viele Bundeslander und Stadte haben trotz der Anforderungen weiter keinen PCGK.

Quelle: Papenful et al. 2026, Flex-Gov-Studie

Stand: Oktober 2026

Hinweis: Die Tabelle beinhaltet Regelungsinhalte einer breiten, deutschlandweiten Auswahl an PCGKs.
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Anlage 2: Regelungsunterschiede in PCGKs zur Berichterstattung liber den Frauenanteil auf
2. und 3. Fiihrungsebene

Regelungen in PCGKs zur Berichterstattung tiber den Frauenanteil auf 2. und 3. Fiihrungsebene
Bund Geschéftsfiihrung und Uberwachungsorgan sollen jahrlich (iber die Corporate Governance des Unterneh-
mens berichten (Corporate Governance Bericht). [...] Der Corporate Governance Bericht soll auch [...]
eine Darstellung der Entwicklung des Anteils an Frauen in Flhrungspositionen in der Geschéaftsfihrung
und den beiden Fiihrungsebenen darunter und im Uberwachungsorgan umfassen. (Rn. 7.1)

Nordrhein- Geschéftsleitung und Uberwachungsorgan sollen jahrlich Gber die Corporate Governance des Unterneh-
Westfalen mens berichten (Corporate Governance Bericht). [...] Der Bericht umfasst auch eine Darstellung zu den
jeweiligen Anteilen beider Geschlechter [...] der Personen mit Fiihrungsfunktionen. (Rn. 5.2)

Schleswig-  |Geschéftsleitung und Uberwachungsorgan berichten jahrlich (iber die Corporate Governance des Unter-
Holstein nehmens (Corporate Governance Bericht). [...] Der Bericht umfasst auch eine Darstellung zum Anteil von
Frauen in [...] Fihrungspositionen. (Rn. 6.1)

Viele Bundeslander und Stadte haben trotz der Anforderungen weiter keinen PCGK.

Quelle: Papenful} et al. 2026, Flex-Gov-Studie Stand: Oktober 2026
Hinweis: Die Tabelle beinhaltet Regelungsinhalte einer breiten, deutschlandweiten Auswahl an PCGKs.
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Anlage 3: Executive Summary (English Version)

The state and government-owned enterprises (GOEs) are ascribed a particular role model function in the
debate on equal participation of women in leadership positions. Ensuring fair and equitable access to top
positions is central to shaping the future of the public sector and represents a key issue of sustainable
public corporate governance.

In Germany, corporations that are listed or subject to statutory co-determination are legally required to set
targets for the proportion of women at the 2nd and 3rd management levels (§ 76 AktG / § 36 GmbHG) and
to report on them (§ 289f HGB). These targets can be set flexibly and are not fixed quotas. Conceptually,
they represent a governance innovation with great potential for personnel development, employer attrac-
tiveness, and social sustainability and thus do not constitute unnecessary bureaucracy. In the debate be-
tween fixed statutory quotas for women and refraining from regulation, they can be regarded as a practice-
oriented compromise.

The annually published Flex-Gov-Study, conceived as a long-term project, examines reporting on and lev-
els of targets for the proportion of women at the 2nd and 3rd management levels in GOEs in the legal form
of a corporation with more than 500 employees in the five largest cities per state as well as at the federal
and state levels. The size criterion corresponds to the statutory threshold for one-third employee represen-
tation on the supervisory boards of enterprises subject to statutory co-determination. Most GOEs in the
sample are subject to reporting obligations; individual GOEs may make use of exemptions.

For the most recent financial year available for analysis, 2024, the share of GOEs disclosing targets in-
creased by 5.3 percentage points to 67.0%. Of the 203 analyzed GOEs, 33.0% do not publish targets. The
disclosure rate in the “Energy/water supply & municipal utilities” industry (88.9%) is considerably higher
than in the “Hospitals” industry (25.7%). This gap between industries is partly explained by reporting ex-
emptions. Given their responsibilities, large GOEs should meet the same transparency requirements re-
garding flexible targets, irrespective of statutory reporting obligations. Political decision-makers and enter-
prise management are called upon to ensure that these requirements are fulfilled or to promote transpar-
ency, as applicable.

The overall average target level for the 2nd and 3rd management levels increased slightly by 0.4 percent-
age points to 29.3% compared to the previous year. For each management level, around one third of the
GOEs set targets below the current proportion of women at that level. Targets for the 3rd management
level are 3.4 percentage points higher than for the 2nd management level; in the “Waste & wastewater
disposal” and “Hospitals” industries, the difference even exceeds 10 percentage points. By contrast, in the
“Energy/water supply & municipal utilities” industry, for example, targets for the two management levels
are considerably closer to one another (27.8% and 27.7%, respectively). Despite the lower proportion of
women in the workforce, the target for the 2nd management level is higher in the “Energy/water supply &
municipal utilities” industry than in the “Hospitals” industry (24.2%). There are substantial differences in
target-setting between and within industries. Overall, GOEs continue to fall considerably short of the goals
formulated in the explanatory memoranda to legislation and by policymakers when setting their targets.

In view of the study findings, a range of “cultural work” initiatives and sustainable personnel development
are central. Software-based HR-IT governance should provide information on the proportion of women,
targets, and key qualifications. Furthermore, each public authority should promptly include recommenda-
tions in a Public Corporate Governance Code (PCGC) that address the requirements for setting targets
under § 76 AktG / § 36 GmbHG and reporting on them under § 289f HGB. PCGCs combine an obligation
to engage with their recommendations with flexibility in implementation and offer the possibility of extending
provisions to other enterprises. The study provides GOEs, policymakers, public administrations, consult-
ants, universities, schools, the media and the public with an empirical foundation for discussion and for
shaping policy and practice.

Papenful}, U., Schmidt, C. A. (2026): Flexible Target Values as Governance Innovation: Women on 2nd
and 3rd Management Levels and Ways for HR-IT-Governance, Friedrichshafen.
https://doi.org/10.48586/zu/01243



https://doi.org/10.48586/zu/01243

	Inhaltsverzeichnis
	Executive Summary
	Vorworte
	1. Motivation und Bedarf der Studie
	2. Anforderungen zur Festlegung von flexiblen Zielgrößen für den Frauenanteil in 2. und 3. Führungsebene als Governance-Innovation für Personalentwicklung, Arbeitgeber-attraktivität und soziale Nachhaltigkeit
	2.1 Anforderungen zu flexiblen Zielgrößen in Gesetzen
	2.2 Anforderungen zu flexiblen Zielgrößen in Public Corporate Governance Kodizes

	3. Methodik der Datenerhebung
	4. Befunde zur Berichterstattung über flexible Zielgrößen
	5. Befunde zur Höhe der festgelegten Zielgrößen
	6. Wege für HR-IT-Governance mit softwarebasierter Informationsaufbereitung
	7. Fazit und Ausblick
	Literaturverzeichnis
	Anhang
	Anlage 1: Regelungsunterschiede in PCGKs zur Berichterstattung von flexiblen Zielgrößen für den Frauenanteil auf 2. und 3. Führungsebene
	Anlage 2: Regelungsunterschiede in PCGKs zur Berichterstattung über den Frauenanteil auf 2. und 3. Führungsebene
	Anlage 3: Executive Summary (English Version)

